












Das Urteil 9 A 347/13 MD – Anschluss 
und Benutzungszwang für ALLE ? 



„Entgegen der Auffassung des Klägers (AZV i.A.) sind die Kosten jedoch 
nicht ins Verhältnis zu allen anschließbaren Flächen zu setzen, auf die sich 
die jeweilige Anlage deshalb erstreckt, weil dem Kläger nach seinem 
eigenen Vorbringen für diese Grundstücke die Aufgabe der 
Niederschlagswassersbeseitigung obliegt. …  
 
… Der Äquivalenzgrundsatz gebietet es, dass die Gebühren nicht in einem 
krassen Missverhältnis zu dem dadurch gebotenen Vorteil entstehen dürfen. 
Daraus folgt, dass im Falle des Ansatzes der Kosten einer Gesamtanlage 
diese deshalb ins Verhältnis zu allen anschließbaren Grundstücksflächen 
gesetzt werden, da davon auszugehen ist, dass die Kosten für all diese 
Grundstücke und nicht nur für die tatsächlich angeschlossenen Grundstücke 
aufgewandt werden (Vollflächenansatz). 

De facto Anschluss- und Benutzungszwang für die Gebiete, wo der 
Verband zuständig ist ??? 

 





1. Schritt – Erhöhung der Einleitfläche durch Kontrolle von 
„Schwarzeinleitern“ – Analog Info zur VV 25.03.2015 

 
- Hecklingen, Groß Börnecke, Schneidlingen bereits 2015/2016 

abgeschlossen 
- Durch Kontrolle im Zusammenhang mit Wasserverlusten in 

Hecklingen/Gänsefurth bisher 80 T€ nachveranlagt, weitere 
„Schwarzeinleiter“ wahrscheinlich (überwiegend Gewerbe) 

- Kontrolle der indirekten (mittelbare) Einleiter – 
Inaugenscheinnahme 

- Kontrolle der direkten Einleiter – Ausnebeln  
 

Zeitraum 2018 – 2019 
 

 



Mittelbare 
Einleitung  



2. Schritt – Erhöhung der Einleitfläche durch Anschluss der    
    Grundstücke, die aufgrund des Grades der Versiegelung 
    nicht versickern können 
 
- Prüfung in allen Mitgliedsorten erforderlich 
- Beginn in den am dichtesten besiedelten Gebieten 
- Beginn in den am höchsten versiegelten Gebieten  
- Prüfung, ob ein angemessenes Verhältnis zwischen dem Grad 

der Versiegelung und möglichen Ableitungsflächen besteht 
- Durchsetzung der Anschlusspflicht 
 
Zeitraum 2019 - 2023 







3. Schritt – Erhöhung der Einleitfläche durch Anschluss der    
    Grundstücke in den „roten Gebieten“ mit geringem       
    Versiegelungsgrad 
 
- Prüfung in allen Mitgliedsorten erforderlich 
- Grundsätzlich darf kein Grundstück in den „roten“ Gebieten 

versickern 
 
ABER: 
 
- Funktioniert es in der Praxis ? 
- Kann Grundstückseigentümer für sein Grundstück im 

Einzelfall den Gegenbeweis erbringen ? Wenn ja, wie ? 
 
Zeitraum 2024 - 2034 



Welche Voraussetzungen sind zu schaffen ? 
 
- Überarbeitung des NSW-Beseitigungskonzeptes 
- Beschluss und Anzeige des Konzeptes bei der UWB 
- Prüfung, wie mit den Gebieten umzugehen ist, in denen keine 

ausreichend dimensionierte NSW-Beseitigungsanlage vorhanden ist 
- Prüfung, wie mit den Gebieten umzugehen ist, in denen gar keine 

NSW-Beseitigungsanlage vorhanden ist 
 
Fragen über Fragen ???!!! 
 
- Baut der WAZV bei grundhaften Straßenausbau im „vorauseilenden 

Gehorsam“ eine NSW-Beseitigungsanlage ? 
- Wer trägt die Kosten bzw. in welcher Form erfolgt die 

Kostenbeteiligung der Grundstücke (Gebühren/NSW-Beiträge) ? 
- Werden dann ALLE Grundstücke an die „neue“ NSW-

Beseitigungsanlage angeschlossen ? 



Ortslage Tarthun 
DN 200 SW-Kanal 



Ortslage Neundorf 
DN 150 SW-Kanal 
DN 300 MW-Kanal 





Vielen Dank für Ihre  

Aufmerksamkeit ! 
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Niederschlagswasserbeseitigung im Hinblick auf Ände-
rungen des Wassergesetzes für das Land Sachsen-Anhalt

 
 

RdErl. des MLU vom 27.5.2013 – 21-62629
- Im Einvernehmen mit dem MI und MLV –

 
 
Fundstelle: MBl. LSA 2013, S. 340
 
 
 
 
Am 1.4.2013 ist eine umfangreiche Änderung des Wassergesetzes für das Land Sachsen-Anhalt
(WG LSA) in Kraft getreten. Hierbei werden auch die Aufgabe der Niederschlagswasserbeseitigung und
die damit zusammen hängenden Zuständigkeiten neu gefasst.
 
 
1.  Das Niederschlagswasserbeseitigungskonzept (§ 79 Abs. 4 WG LSA)

 
 
 

Gemäß § 79 Abs. 1 WG LSA stellen die Gemeinden bis zum 1.4.2014 für ihr gesamtes Gebiet schriftlich
in getrennten Konzepten dar, wie das im Gebiet anfallende Schmutz- und Niederschlagswasser beseitigt
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wird. Beide Konzepte können in einem Dokument dargestellt werden. Liegt die Genehmigung der bishe-
rigen Konzepte weniger als drei Jahre zu der in Satz 1 genannten Frist zurück, sind die Konzepte bis zum
1.1.2016 aufzustellen.
 
 
Sind das Schmutz- und  Niederschlagswasserbeseitigungskonzept in einem Dokument zusammengefasst
und wird das Dokument der zuständigen Wasserbehörde zur Genehmigung vorgelegt, erstreckt sich die
Genehmigung nur auf das  Schmutzwasserbeseitigungskonzept.
 
 
Das  Niederschlagswasserbeseitigungskonzept ist der zuständigen Wasserbehörde anzuzeigen. § 79
Abs. 3 Satz 4 und 5 Halbsatz 1 WG LSA findet entsprechende Anwendung. Dies bedeutet, dass die in
Absatz 3 Satz 4 genannte Frist mit der Anzeige des  Niederschlagswasserbeseitigungskonzeptes be-
ginnt. Die Wasserbehörde kann eine Anzeigebestätigung mit Hinweisen erstellen. Entspricht das  Nieder-
schlagswasserbeseitigungskonzept nicht den gesetzlichen Anforderungen, unterrichtet die zuständige
Wasserbehörde die für die öffentlich-rechtliche abwasserbeseitigungspflichtige Körperschaft zuständige
Kommunalaufsichtsbehörde.
 
 
Nach § 79 Abs. 4 Sätze 1 und 2 WG LSA erläutert das  Niederschlagswasserbeseitigungskonzept, wie in
dem Gemeindegebiet das Niederschlagswasser aus dem Bereich von bebauten oder befestigten Flä-
chen beseitigt wird. In dem Konzept sind die vorhandenen und geplanten öffentlichen Anlagen der Nie-
derschlagswasserbeseitigung sowie die Teile des Gemeindegebiets anzugeben, die gegenwärtig an ei-
ne öffentliche Einrichtung angeschlossen sind oder zukünftig an eine solche Einrichtung angeschlossen
werden sollen. Dabei kommt der Vorschrift insbesondere für geplante Anschlüsse maßgebliche Bedeu-
tung zu, wenn der Anschluss- und Benutzungszwang angeordnet werden soll.
 
 
§ 79 Abs. 4 Satz 3 WG LSA bestimmt, dass Niederschlagswasser in geeigneten Fällen ortsnah versickert,
verrieselt oder direkt in ein Gewässer eingeleitet werden soll. Sollen Teile des Gemeindegebietes zu-
künftig an eine öffentliche Einrichtung angeschlossen werden, hat die Gemeinde nach § 79 Abs. 4 Satz
4 WG LSA bei der Aufstellung des  Niederschlagswasserbeseitigungskonzeptes zunächst die Möglichkeit
der ortsnahen Beseitigung von Niederschlagswasser zu prüfen.
 
 
Die Sätze 3 und 4 haben im parlamentarischen Verfahren Eingang in das Gesetz gefunden. Satz 3 wie-
derholt die in § 55 Abs. 2 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) normierten prioritären und gleichrangigen Va-
rianten der Niederschlagswasserbeseitigung der Versickerung, Verrieselung oder Fortleitung im Trenn-
system. Satz 4 trägt dem Umstand Rechnung, dass in der Praxis die grundstücksnahe Versickerung der
Regelfall und zumeist auch die wirtschaftlich sinnvollste Variante der Niederschlagswasserbeseitigung
ist. Die Ergänzung soll klarstellen, dass es wasserwirtschaftlich in der Regel zweckmäßig ist, das Nieder-
schlagswasser vor Ort dem Wasserhaushalt zuzuführen. Soweit eine Versickerung des Niederschlags-
wassers möglich ist, wird eine Abflussverschärfung in oberirdischen Gewässern vermieden. Die Prüfung
der ortsnahen Beseitigung ist im Erläuterungsbericht des  Niederschlagswasserbeseitigungskonzeptes
formlos zu dokumentieren. Sie ist nicht grundstücksbezogen vorzunehmen, sondern bezieht sich auf die
in § 79 Abs. 4 Satz 2 benannten „Teile des Gemeindegebietes“.
 
 
Da § 79b Abs. 1 WG LSA auch im Vergleich zu § 78 Abs. 3 Nr. 1 WG LSA (in seiner am 31.3.2013 gelten-
den Fassung) an der grundsätzlichen und umfassenden Beseitigungspflicht des Grundstückseigentü-
mers für das auf seinem Grundstück anfallende Niederschlagswasser festhält und das  Niederschlags-
wasserbeseitigungskonzept Grundlage für die Abgrenzung der öffentlichen Beseitigungspflicht der  ab-
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wasserbeseitigungspflichtigen Körperschaft von der „privatrechtlichen“  Niederschlagswasserbeseiti-
gungspflicht des Grundstückseigentümers ist (OVG Magdeburg, Beschluss vom 28.11.2006, Az.: 4 L
384/06, zitiert nach juris Rn. 4) ist, geht auch § 79 Abs. 4 WG LSA vom Grundsatz der  Niederschlagswas-
serbeseitigungspflicht des Grundstückseigentümers aus. Insofern bedarf die Pflicht zur Einleitung von
Niederschlagswasser in eine öffentliche Entwässerungsanlage – auch wegen der Möglichkeit der Durch-
setzung des Anschluss- und Benutzungszwangs gegen den Willen der betroffenen Grundstückseigentü-
mer – einer besonderen Rechtfertigung (OVG Magdeburg, Urteil vom 29.9.2010, Az.: 4 L 101/10, zitiert
nach juris Rn. 40; OVG Magdeburg, Urteil vom 27.3.2012, Az.: 4 L 233/09, zitiert nach juris Rn. 45).
 
 
Diese besondere Rechtfertigung ist im Erläuterungsbericht des  Niederschlagswasserbeseitigungskon-
zeptes für die „Teile des Gemeindegebiets“ im Sinne des § 79 Abs. 4 Satz 2 WG LSA zu dokumentie-
ren. „Besonders“ ist die Rechtfertigung eines Anschlusses von Teilen des Gemeindegebietes an eine öf-
fentliche  Niederschlagswasserbeseitigungsanlage dann, wenn der Grund für die Anschlussnotwendig-
keit über einseitige privatnützige oder kommunalfiskalische Interessen hinausgeht. Dies ist zum Beispiel
dann der Fall, wenn sich die Anschlussnotwendigkeit aus übergeordneten wasserwirtschaftlichen Grün-
den ergibt. Hierunter fallen Vorhaben zur Betriebsoptimierung – wie etwa das Spülen der Kanalisation
mittels Niederschlagswasser – nicht.
 
 
Dementsprechend ist der Begriff „Teile des Gemeindegebietes“ weit zu fassen. Der Begriff ist losge-
löst von einer einzelfallbezogenen Grundstücksbetrachtung und im Lichte der ortsspezifischen, topogra-
fischen Verhältnisse, der örtlichen geologischen und hydrogeologischen Bodeneigenschaften und des
Vorhandenseins versickerungsfähiger Boden und Grundstücksverhältnisse zu sehen. Dabei obliegt es
der  abwasserbeseitigungspflichtigen öffentlich-rechtlichen Körperschaft den Sachverhalt für den jeweili-
gen Teil des Gemeindegebiets so zu ermitteln, dass sie im  Niederschlagswasserbeseitigungskonzept ei-
ne zuverlässige Aussage darüber treffen kann, ob und gegebenenfalls inwieweit im Entsorgungsgebiet
nicht versickerungsfähige Böden vorhanden sind (OVG Magdeburg, Urteil 4 L 101/10, a. a. O. Rn. 43;
OVG Magdeburg, Urteil 4 L 233/09, a. a. O. Rn. 46) oder ob sonst die geordnete Niederschlagswasserbe-
seitigung gefährdet ist (z. B. bei nahezu vollständiger Flächenversiegelung).
 
 
 
 
2. Die Anordnung des Anschluss- und Benutzungszwangs für Niederschlagswasser (§ 79b

Abs. 1 WG LSA)
 
 
 

Nach § 79b Abs. 1 Satz 1 WG LSA ist zur Beseitigung des Niederschlagswassers anstelle der Gemeinde
der Grundstückseigentümer verpflichtet, soweit nicht die Gemeinde den Anschluss an eine öffentliche
Abwasseranlage und deren Benutzung vorschreibt oder ein gesammeltes Fortleiten erforderlich ist, um
eine Beeinträchtigung des Wohls der Allgemeinheit zu verhüten.
 
 
Die Neuregelung stellt klar, dass die Gemeinde oder die jeweils abwasserbeseitigungspflichtige öffent-
lich-rechtliche Körperschaft in der Pflicht ist, tätig zu werden, soweit ein gesammeltes Fortleiten erfor-
derlich ist, um eine Beeinträchtigung des Wohls der Allgemeinheit zu verhüten (zweite Alternative).
Nach § 78 Abs. 3 Nr. 1 WG LSA (in seiner am 31.3.2013 geltenden Fassung) stand die Entscheidung dar-
über, ob für Teile des Gemeindegebiets der Anschluss- und Benutzungszwang ausgeübt werden soll
oder nicht, im Organisationsermessen der  abwasserbeseitigungspflichtigen Körperschaft. § 79b Abs. 1
Satz 1 WG LSA regelt mithin eine nach § 56 Satz 1 und 2 WHG vorgebene hinreichend konkrete Abgren-
zung der zur Abwasserbeseitigung verpflichteten Personen. Die umfassende Beseitigungspflicht des
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Grundstückseigentümers findet im Hinblick auf ihre Erfüllbarkeit ihre Grenze, wenn die Herstellung ei-
ner geordneten Niederschlagswasserbeseitigung dem Einflussbereich des jeweiligen Grundstückseigen-
tümers entzogen ist, weil die Pflicht nur durch kollektive, grundstücksübergreifende Maßnahmen sicher-
gestellt werden kann.
 
 
Abweichend von der Pflichtigkeit des Grundstückseigentümers kann die abwasserbeseitigungspflichtige
öffentlich-rechtliche Körperschaft nach § 79b Abs. 1 Satz 1 WG LSA die Beseitigung des Niederschlags-
wassers ganz oder teilweise dann an sich ziehen, wenn
 
 
a) sie den Anschluss an eine öffentliche Abwasseranlage und deren Benutzung vorschreibt oder

 
 
 

b) ein gesammeltes Fortleiten erforderlich ist, um eine Beeinträchtigung des Wohls der Allgemeinheit
zu verhüten.
 
 
 

Damit wurden wieder zwei Alternativen in das WG LSA aufgenommen, unter denen nicht die Grund-
stückseigentümer, sondern die  abwasserbeseitigungspflichtigen juristischen Personen des öffentlichen
Rechts für die Aufgabe der Niederschlagswasserbeseitigung zuständig sind.
 
 
 
 
2.1 § 79b Abs. 1 Satz 1 erste Alternative WG LSA

 
 
 

 Die erste Alternative betrifft die Anordnung eines Anschluss- und Benutzungszwanges unter der spezial-
gesetzlichen Voraussetzung des § 8 Nr. 2 Satz 1 der Gemeindeordnung des Landes Sachsen-Anhalt (GO
LSA). Danach kann die Gemeinde im eigenen Wirkungskreis durch Satzung insbesondere für die Grund-
stücke ihres Gebietes den Anschluss an Wasserleitung, Kanalisation, Straßenreinigung, Fernwärmever-
sorgung und ähnliche der Gesundheit der Bevölkerung dienende Einrichtungen (Anschlusszwang) und
die Benutzung dieser Einrichtungen, der öffentlichen Begräbnisplätze, Bestattungseinrichtungen und
Schlachthöfe (Benutzungszwang) vorschreiben, wenn sie ein dringendes öffentliches Bedürfnis dafür
feststellt.
 
 
Ob ein solches dringendes öffentliches Bedürfnis tatsächlich besteht, obliegt der Einschätzung der  ab-
wasserbeseitigungspflichtigen Körperschaft und ist einer gerichtlichen Überprüfung nur begrenzt zu-
gänglich (OVG Magdeburg Beschluss vom 28.5.2003, Az.: 1 M 519/02, zitiert nach juris; OVG Magdeburg
Beschluss vom 27.5.2004, AZ.: 1 L 117/02, zitiert nach juris Rn. 7). Der gerichtlichen Beurteilung unter-
liegt nur die Frage, ob die Körperschaft bei der Feststellung des dringenden öffentlichen Bedürfnisses
nach den vorgegebenen örtlichen Verhältnissen den Sinn und Zweck der Ermächtigung verkannt hat
und die generelle Anordnung des Zwanges unverhältnismäßig erscheint.
 
 
Dies bedeutet, dass die anordnende Behörde ein solches Erfordernis feststellen muss und vernünftige
Gründe des Gemeinwohls die Anordnung eines Anschluss- und Benutzungszwanges erforderlich ma-
chen. Der Anschlusszwang ist die grundstücksbezogene Verpflichtung, Handlungen am Grundstück zu
dulden oder selbst vorzunehmen. Der Benutzungszwang ist dagegen die personenbezogene Verpflich-
tung, die öffentliche Einrichtung auch tatsächlich zu benutzen. Angesichts der Tatsache, dass die Anord-
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nung eines Anschluss- und Benutzungszwangs Eigentumsrechte des Grundstückseigentümers nach Ar-
tikel 14 Grundgesetz tangiert (Sozialbindung des Eigentums), sind die Anforderungen für das dringen-
de öffentliche Bedürfnis, Grundstücke an eine öffentliche  Niederschlagswasserbeseitigungsanlage anzu-
schließen, hoch anzusetzen.
 
 
Der Anschluss- und Benutzungszwang ist immer dann gerechtfertigt, wenn Leben und Gesundheit der
Bevölkerung vor Gefahren geschützt werden müssen, z. B. vor Grundwasserkontamination oder Krank-
heiten (Klang/Gundlach/Kirchmer, Gemeindeordnung Sachsen-Anhalt, Kommentar 1 § 8, Rn. 5; Lüb-
king/Beck, Gemeindeordnung für das Land Sachsen-Anhalt, Kommentar 2 § 8 Rn. 14). § 8 Nr. 2 Satz 1
GO LSA setzt voraus, dass die öffentlichen Einrichtungen, bei denen der Anschluss- und Benutzungs-
zwang ausgeübt werden soll, der Gesundheit der Bevölkerung dienen müssen. Dies ist bei der Nieder-
schlagswasserbeseitigung nur dann der Fall, wenn es sich um verschmutztes Niederschlagswasser han-
delt.  Somit ist nach § 79b Abs. 1 Satz 1 erste Alternative WG LSA in Verbindung mit § 8 Nr. 2 Satz 1 GO
LSA ein dringendes öffentliches Bedürfnis dann nicht gegeben, wenn der Anschluss- und Benutzungs-
zwang auf Gesichtspunkten der Wirtschaftlichkeit und Rentabilität einer öffentlichen Einrichtung beruht,
mithin von fiskalischen Interessen gelenkt ist (Klang/Gundlach/Kirchmer, Gemeindeordnung Sachsen-
Anhalt, Kommentar, § 8 Rn. 5; OVG Magdeburg, Beschluss vom 5.11.2001, Az.: 1 L 374/01).
 

 
 
2.2 § 79b Abs. 1 Satz 1 zweite Alternative WG LSA

 
 
 

§ 79b Abs. 1 Satz 1 zweite Alternative WG LSA regelt den Fall, in dem die zur Abwasserbeseitigung ver-
pflichtete juristische Person keinen Anschluss- und Benutzungszwang angeordnet hat, ein gesammel-
tes Fortleiten aber erforderlich ist, um eine Beeinträchtigung des Wohls der Allgemeinheit zu verhin-
dern. Hiermit wird sichergestellt, dass, wenn der Grundstückseigentümer keine Möglichkeit der ortsna-
hen Versickerung hat, die Gemeinde unmittelbar zuständig wird.
 
 
Nach der bis zum 31.3.2013 bestehenden Rechtslage war die Anordnung des Anschluss- und Benut-
zungszwangs ausschließlich von der Beeinträchtigung des Wohls der Allgemeinheit abhängig. Denn ge-
mäß § 78 Abs. 3 Nr. 1 WG LSA (in seiner am 31.3.2013 geltenden Fassung) war der Grundstückseigentü-
mer zur Beseitigung des Niederschlagswassers anstelle der Gemeinde verpflichtet, soweit nicht die Ge-
meinde den Anschluss an eine öffentliche Abwasseranlage und deren Benutzung vorschreibt, weil ein
gesammeltes Fortleiten erforderlich ist, um eine Beeinträchtigung der Allgemeinheit zu verhüten.
 
 
Von einer Beeinträchtigung des Wohls der Allgemeinheit ist auszugehen, wenn zu befürchten ist, dass
ohne das gesammelte Ableiten höhere Sachschäden oder sogar Personenschäden entstehen.
 
 
Die Rechtsänderung bezweckt auch bei Vorliegen anderer öffentlicher Belange den Anschluss an eine
öffentliche Anlage zur Niederschlagswasserbeseitigung vorzusehen (z. B. Schutz von Privatgrundstü-
cken oder öffentlicher Plätze und Straßen vor einem Zufluss des Niederschlagswassers von benachbar-
ten Flächen oder von niederschlagswasserbedingten hohen Grundwasserständen).
 
 
 Abwasserbeseitigungsanlagen, die vor Inkrafttreten der Änderung des WG LSA am 1.9.2003 (Artikel 11
des Zweiten  Investitionserleichterungsgesetzes) hergestellt und darauf ausgelegt wurden, auch das
auf öffentlichen Straßen, Wege und Plätzen sowie das auf sonstigen versiegelten oder teilversiegelten
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privaten oder öffentlichen Grundstücken anfallende Niederschlagswasser mit aufzunehmen, sind nicht
mehr im Hinblick auf die bis zum 31.8.2003 bestehenden Rechtslage privilegiert (OVG Magdeburg, Ur-
teil 4 L 233/09, a. a. O., Rn. 34). Der Umstand allein, dass mögliche Netzentbindungen seit dem Inkraft-
treten der Änderung des WG LSA am 1.9.2003 einen rentablen und reibungslosen technischen Betrieb
der Anlagen gefährden, reicht nicht aus, um eine Beeinträchtigung des Wohls der Allgemeinheit zu be-
gründen. Fiskalische Gründe können aus diesem Grund nicht für die Begründung eines Anschluss- und
Benutzungszwanges herangezogen werden (OVG Magdeburg, Urteil vom 27.3.2012, a. a. O., Rn. 45).
 
 
Die Einführung eines Anschluss- und Benutzungszwangs für eine öffentliche Entwässerungseinrichtung
für zu beseitigendes Niederschlagswasser verlangt vielmehr im Rahmen der Bindung an Gründe des öf-
fentlichen Wohls regelmäßig eine besondere wasserwirtschaftliche Rechtfertigung. Als solche Gründe
können etwa in Betracht kommen:
 
 
a) besondere Verhältnisse des Untergrunds,

 

b) die Lage in städtischen Verdichtungsbereichen,
 

c) der Schutz des Grundwassers oder
 

d) Schutz öffentlicher Infrastruktur oder baulicher Anlagen vor niederschlagswasserbedingtem
Grundwasseranstieg.
 
 
 

Eine in diesem Sinne anzunehmende Beeinträchtigung des Wohls der Allgemeinheit ist in der Regel
dann gegeben, wenn der Allgemeinheit dadurch Nachteile entstehen, dass Niederschlagswasser nicht
schadlos auf dem Grundstück beseitigt werden kann und deshalb auf von der Allgemeinheit genutzte
Flächen oder private Nachbargrundstücke gelangt oder aufgrund topographischer Gegebenheiten un-
kontrolliert abläuft. Insoweit werden die Möglichkeiten der Anordnung eines Anschluss- und Benutzungs-
zwangs oder die Pflicht zur Eigenentsorgung des Niederschlagswassers durch den Grundstückseigentü-
mer maßgeblich davon bestimmt, ob die Grundstücks- und Bodenverhältnisse eine Beseitigung des Nie-
derschlagswassers zulassen (OVG Magdeburg, Urteil 4 L 101/10, a. a. O., Rn. 41; OVG Magdeburg, Ur-
teil 4 L 233/09, a. a. O., Rn. 45). Darüber hinaus lässt der Regelungsvorschlag eine konzeptionelle Wei-
terentwicklung einer geordneten Niederschlagswasserbeseitigung in kritischen Bereichen zu, die auch
in der Lage ist, weitere „unerwünschte“ Wasserquellen mit abzuleiten, die teilweise zu erheblichen Ver-
nässungserscheinungen geführt haben.
 
 
 
 
3. Bestandsschutz für private Niederschlagswasserbeseitigungsanlagen (§ 79b Abs. 1

Satz 2 WG LSA)
 
 
 

Nach § 79b Abs. 1 Satz 2 WG LSA sind die Eigentümer von privaten  Niederschlagswasserbeseitigungs-
anlagen vom Anschluss- und Benutzungszwang nach Satz 1 befreit, wenn das Niederschlagswasser
schadlos beseitigt wurde und der Befreiung wasserwirtschaftliche Gründe nicht entgegenstehen. Die
Befreiungsvorschrift hat im parlamentarischen Verfahren Eingang in das Gesetz gefunden. Es handelt
sich dabei um eine Bestandsschutzregelung für nicht-öffentliche  Niederschlagswasserbeseitigungsanla-
gen. Nicht-öffentlich ist eine Anlage dann, wenn sie nicht durch die abwasserbeseitigungspflichtige öf-
fentlich-rechtliche Körperschaft als öffentliche Einrichtung in der Abwasserbeseitigungssatzung gewid-
met wurde. Der Begriff ist weit zu fassen. Die Vermutung, dass das auf dem Grundstück anfallende Nie-
derschlagswasser schadlos beseitigt wird, besteht von Gesetzes wegen. Die Beweislast für die gegentei-
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lige Annahme liegt bei der  abwasserbeseitigungspflichtigen öffentlich-rechtlichen Körperschaft. Wasser-
wirtschaftliche Gründe stehen der Befreiung dann entgegen, wenn anhand konkreter Feststellungen vor
Ort die Beeinträchtigung privaten oder öffentlichen Eigentums eingetreten ist oder mit hinreichender Si-
cherheit bevorsteht und die maßgeblich private  Niederschlagswasserbeseitigungsanlage für die Beein-
trächtigung zumindest mitursächlich ist. Nicht ausreichend ist die Feststellung, dass die private  Nieder-
schlagswasserbeseitigungsanlage auf nicht oder teilweise nicht versickerungsfähigen Böden liegt.
 
 
 
 
4. Entwässerungspflicht nach anderen Vorschriften (§ 79b Abs. 2 WG LSA)

 
 
 

 § 79b Abs. 2 WG LSA regelt die Entwässerungspflicht der Verkehrsanlagen als immanenter Bestandteil
der Baulast zum Beispiel nach § 9 Straßengesetz für das Land Sachsen-Anhalt (StrG LSA). In Ortsdurch-
fahrten mit geteilter Straßenbaulast (§ 42 Abs. 5 StrG LSA sowie § 5 Abs. 3 Bundesfernstraßengesetz -
FStrG -) sind Gehwege, Parkplätze und Fahrbahnteilflächen hinter einer seitlichen Begrenzung von er-
heblichen Überbreiten von Ortsdurchfahrten (eigenständige) Verkehrsanlagen in der Baulast der Ge-
meinde mit entsprechender Entwässerungspflicht.
 
 
Die Regelung soll klarstellen, dass die Straßenentwässerung fester Aufgabenbestandteil der Straßen-
baulast nach § 9 StrG LSA sowie § 3 Abs. 1 FStrG ist. Straßenentwässerungsanlagen gehören nach § 2
Abs. 2 Nr. 1 StrG LSA sowie § 1 Abs. 4 Nr. 1 FStrG zum Straßenkörper, dessen Unterhaltung seit jeher
Aufgabe des jeweiligen Straßenbaulastträgers ist. Die gegenteilige Entscheidung des OVG Magdeburg
(Beschluss vom 14.4.2009, Az.: 3 L 127/07, zitiert nach juris Rn.  9), wonach für die Straßenentwässe-
rung nach dem WG LSA eine wasserrechtliche Abwasserbeseitigungspflicht besteht, warf Refinanzie-
rungsprobleme der Unterhaltung auf und brachte Vollzugsschwierigkeiten bei der Anwendung des §
23 Abs. 5 StrG LSA für die Straßen nach Landesstraßenrecht sowie Erklärungsprobleme in Bezug auf
Nummer 14 der Ortsdurchfahrtenrichtlinien 3 des BMVBS in Verbindung mit dem RdErl. des MLV vom
17.3.2009 (MBl. LSA S. 298) für die Straßen in der Baulast des Bundes mit sich.
 
 
 
 
5. Anweisung der nachgeordneten Behöden

 
 
 

Die jeweils nachgeordneten Behörden sind entsprechend zu informieren und anzuweisen.
 
 
 
 
6. Inkrafttreten

 
 
 

Dieser RdErl. tritt am Tag nach seiner Veröffentlichung in Kraft.
 
 
 
 
An die
Obere Wasserbehörde,
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Obere Kommunalaufsichtsbehörde und
Kommunalen Spitzenverbände
 
 
 
 
 
Fußnoten
 

1) Deutscher Gemeindeverlag GmbH, Heßbrühlstraße 69, 70565 Stuttgart

2) Erich Schmidt Verlag GmbH & Co.,Genthiner Str. 30g, 10785 Berlin

3)
  Verkehrsblatt Sonderdruck B 6301, Verkehrsblatt-Verlag, Schleefstr. 14, 44287 Dortmund

 
 

 
© juris GmbH
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Präambel 
 
Der Stadt obliegt nach den §§ 1 Abs. 1, 2 Abs. 1 und 2 Nr. 1 und 21 Abs. 1 Satz 1 des Brand-
schutz- und Hilfeleistungsgesetz des Landes Sachsen Anhalt (Brandschutzgesetz – BrschG) in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 07. Juni 2001 (GVBl. LSA S. 190), die pflichtige Selbst-
verwaltungsaufgabe der Gefahrenabwehr, Maßnahmen zur Verhütung von Bränden zu treffen 
und eine ausreichende Löschwasserversorgung auf eigene Kosten sicherzustellen. 
 
Der WAZV ist auf Grund seiner Verbandssatzung in der jeweils gültigen Fassung zur öffentli-
chen Wasserversorgung im gesamten Stadtgebiet mit eigenen Anlagen verpflichtet und berech-
tigt, zur Errichtung und zum Betrieb aller hierfür erforderlicher Anlagen die Verkehrsräume der 
Stadt zu benutzen, soweit Rechte Dritter dieser Benutzung nicht entgegen stehen. 
 
Da die der Stadt derzeit zur Verfügung stehenden Löschwasserbereitstellungskapazitäten au-
ßerhalb des leitungsgebundenen Wasserversorgungsnetzes des Verbandes zur Sicherstellung 
der ausreichenden Löschwasserversorgung nicht ausreichen, erklärt sich der WAZV nach 
Maßgabe der nachstehenden Bestimmungen dazu bereit, im Einzelfall bei Bedarf Lösch-
wasser über das leitungsgebundene Wasserversorgungsnetz des WAZV zur Verfügung 
zu stellen. Aus den nachstehenden Bestimmungen dieser Vereinbarung lässt sich kein 
Anspruch der Stadt auf die Bereitstellung von Löschwasser herstellen. Die Aufgabe des 
WAZV zur öffentlichen Wasserversorgung nach Maßgabe der Trinkwasserversorgung 
einschließlich der einschlägigen Gesetze, hat für den WAZV stets Vorrang: 
 
 

§ 1 
Ermittlung des Löschwasserbedarfes und der entnahmefähigen Löschwassermengen 

 
(1) Die Stadt ermittelt auf eigene Kosten die erforderliche Löschwassermenge im Stadtgebiet 

und stellt diese in der Löschwasserbedarfsanalyse dar; die aktuelle Fassung ist diesem Ver-
trag als Anlage 1 beigefügt. Die Löschwasserbedarfsanalyse umfasst den Löschwasserbe-
darf, der zur Sicherstellung der Löschwasserversorgung nach § 2 Abs. 2 Nr. 1 BrSchG LSA 
notwendig ist. Grundlage hierfür sind die Anforderungen an den Grundschutz nach Maßga-
be des DVGW-Arbeitsblattes W 405 (Bereitstellung von Löschwasser durch die öffentliche 
Trinkwasserversorgung).  
 
Der WAZV: 
a) ermittelt erstmalig auf Basis der aktuellen Löschwasserbedarfsanalyse, des auch der 

Stadt vorliegenden Gutachtens sowie der noch durchzuführenden Messungen im Trink-
wassernetz die aus dem vorhandenen Trinkwasserleitungsnetz entnahmefähigen Lösch-
wassermengen nach Maßgabe des DVGW-Arbeitsblattes W 405 unter Berücksichtigung 
der jederzeit für die Gewährleistung der Anschluss- und Versorgungspflicht der Trink-
wasserversorgung notwendigen Wassermengen, 

b) prüft auf Basis des DVGW-Arbeitsblattes W 405 sowie der Ergebnisse nach a) für die in 
der Löschwasserbedarfsanalyse dargestellten Flächen, zu welchem Anteil (m³/h) der 
Löschwasserbedarf aus dem Trinkwassernetz gedeckt werden kann einschl. Ergebnis-
dokumentation, 

c) legt für alle Gebiete die Hydranten fest, die neben der Trinkwasserversorgung für die 
Löschwasserbereitstellung vorgehalten werden („Löschwasserhydranten“), wobei die 
Auswahl zum einen so erfolgen soll, dass die gleichzeitige Inanspruchnahme mehrerer 
Hydranten zur Abdeckung des Löschwasserbedarfs auf maximal zwei Hydranten be-
schränkt wird, zum anderen sicherstellen soll, dass der durch den Löschwasserhydranten 
jeweils abgedeckte Bereich nicht von relevanten Hindernissen wie Gewässern und rele-
vanten Verkehrswegen gequert wird, 

d) prüft diese Löschwasserhydranten auf ihre Leistungsfähigkeit einschl. Ergebnisdokumen-
tation, 
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e) ergänzt die Löschwasserbedarfsanalyse um eine Darstellung der Löschwasserhydranten 
einschließlich Darstellung des jeweils abgedeckten Bereiches mit Angabe des – vgl. c) – 
Umfanges (m³/h) der Abdeckung („Löschwasserbereitstellungsplan“, Muster s. Anlage 2) 

f) legt der Stadt den Löschwasserbereitstellungsplan – ggf. abschnittsweise – vor und 
kennzeichnet die Löschwasserhydranten gemäß Anlage 3. 
 
Die vorgenannten Arbeiten zu a) bis 0 sind in Abstimmung mit der Stadt durchzuführen 
und binnen zwei Jahren nach Vertragsschluss abzuschließen. Der Löschwasserbereit-
stellungsplan wird mit Vorlage gemäß f) als Anlage 4 Vertragsbestandteil. 

 
(2) Für alle lt. Löschwasserbedarfsanalyse relevanten Flächen, für die lt. Löschwasserbereit-

stellungsplan der Löschwasserbedarf nicht oder nicht vollständig durch das Trinkwassernetz 
abgedeckt wird, schlägt der WAZV im Rahmen des technisch sinnvoll Möglichen Maßnah-
men vor, um eine weitestgehende Abdeckung des Löschwasserbedarfs aus der öffentlichen 
Trinkwasserversorgung zur Verfügung zu stellen. Im Übrigen obliegt es der Stadt, die feh-
lende Löschwassermenge bereitzustellen. Ergänzungen oder Änderungen des vorhandenen 
Trinkwassernetzes kann die Stadt nur verlangen, wenn diese für die öffentliche Trinkwas-
serversorgung insbesondere auch hygienisch unbedenklich und sonstige Unregelmäßigkei-
ten in der Trinkwasserlieferung ausgeschlossen sind und die Stadt alle damit verbundenen 
Kosten trägt. Über die Unbedenklichkeit entscheiden die Stadt und der WAZV gemeinsam 
nach fachlichen Kriterien und vereinbaren für den Fall der Uneinigkeit bereits an dieser Stel-
le, sich dem Urteil eines einvernehmlich beauftragten Gutachters zu unterwerfen; die Kosten 
für diesen Gutachter trägt die Stadt. 
 

(3) Bei der Festlegung der entnahmefähigen Löschwassermengen sind hygienische Beein-
trächtigungen der Beschaffenheit des vom WAZV zu liefernden Trinkwassers oder sonstige 
Unregelmäßigkeiten in der Trinkwasserlieferung auszuschließen. 

 
 

§ 2 
Zukünftige Änderungen 

 
(1) Ändern sich die Anforderungen an den Löschwasserbedarf, z.B. aufgrund von Änderungen 

rechtlicher oder technischer Vorschriften bzw. Regelwerke oder auch aufgrund von Ände-
rungen der Bebauung, obliegt die Anpassung der Löschwasserbedarfsanalyse ausschließ-
lich der Stadt. Die aktualisierte Löschwasserbedarfsanalyse wird auf schriftliches Verlangen 
der Stadt mit dem Datum der dokumentierten Kenntnisnahme des WAZV Vertragsbestand-
teil und ersetzt die Vorversion; mit der Aktualisierung wird die Stadt eine Dokumentation 
über die Änderungen vorlegen. Die diesbezüglichen Kosten trägt die Stadt. 

 
(2) Der WAZV wird in der Regel binnen drei Monaten nach Kenntnisnahme einer Änderung 

gemäß Abs. 1 den Löschwasserbereitstellungsplan analog den in § 1 Abs. 1 getroffenen 
Regelungen überarbeiten. Sofern die Überarbeitung einen relevanten Umfang annimmt, der 
binnen drei Monaten nicht zu bearbeiten ist, wird der WAZV dies der Stadt unter Angabe 
des Fertigstellungstermins mitteilen. Die überarbeitete Fassung des Löschwasserbereitstel-
lungsplanes wird durch den WAZV der Stadt bekannt gegeben und wird mit Bekanntgabe in 
Ersatz der alten Fassung Vertragsbestandteil. 

 
(3) Beabsichtigt die Stadt die Errichtung neuer löschwasserrelevanter Gebiete oder werden sol-

che Gebiete in vertraglicher Vereinbarung mit der Stadt durch Dritte errichtet, wird die Stadt 
im Rahmen der diesbezüglichen Planungen die Löschwasserbedarfsanalyse sowie in enger 
Abstimmung mit dem WAZV den Löschwasserbereitstellungsplan für diese Gebiete auf ei-
gene Kosten oder auf Kosten Dritter erarbeiten. 

 
(4) Beabsichtigt der WAZV die Erneuerung oder Veränderung bestehender oder die Errichtung 

neuer Anlagen der Trinkwasserversorgung, erstellt er die Planung alleine nach Maßgabe ei-

Muster/Entwurf einer bisher nicht unterzeichneten Vereinbarung
aber den Gemeinden als Vorschlag unterbreitet

Zuarbeit aus Arbeitskreis



 

Seite 4 von 8 

ner geordneten Trinkwasserversorgung. Im Rahmen dieser Planung ermittelt der WAZV die 
möglichen der Löschwasserentnahmemengen, prüft, ob die ermittelte Menge gemäß aktuel-
ler Löschwasserbedarfsanalyse ausreichend ist, erarbeitet für den Fall der nicht ausrei-
chenden Abdeckung des Löschwasserbedarfs in Abstimmung mit der Stadt eine für die öf-
fentliche Trinkwasserversorgung unbedenkliche Alternativlösung zur Absicherung des 
Löschwasserbedarfs, der WAZV ermittelt deren Mehrkosten und teilt der Stadt die Ergeb-
nisse so rechtzeitig mit, dass die Stadt in der Lage ist, die etwaigen Ausgaben haushalts-
rechtlich korrekt zu planen. Die Stadt entscheidet unverzüglich nach Mitteilung über die zu 
realisierende Variante und trägt die aus der Absicherung der Löschwasserbreitstellung re-
sultierenden Mehrkosten. Bezüglich der Unbedenklichkeit der Varianten für die öffentliche 
Trinkwasserversorgung gilt § 1 Abs. 3. Die Dokumentation über die Löschwasserhydranten 
und der Löschwasserbereitstellungsplan sind durch den WAZV entsprechend zu ergänzen. 
Die überarbeitete Fassung des Löschwasserbereitstellungsplanes wird durch den WAZV 
der Stadt bekannt gegeben und wird mit Bekanntgabe in Ersatz der alten Fassung Ver-
tragsbestandteil. 

 
(5) Die Mehrkosten gemäß Abs. 4 Satz 3 rechnet der WAZV nach Fertigstellung des Bauvorha-

bens und Nachweis der benötigten Löschwassermenge mit dem mitgeteilten Betrag ab.  
 

§ 3 
Besondere Löschwasserversorgung 

 
(1) Die Stadt stellt sicher, dass die Bauaufsichtsbehörde im Zusammenwirken mit der zuständi-

gen Brandschutzdienststelle im Baugenehmigungsverfahren prüft, ob im Einzelfall wegen 
einer erhöhten Brand- oder Explosionsgefahr eine über die ausreichende Löschwasserver-
sorgung gemäß § 2 Abs. 2 Nr. 1 BrSchG hinausgehende Löschwasserversorgung erforder-
lich ist. Wird diese Anforderung festgestellt, ist die Verpflichtung des Eigentümers, Besitzers 
oder Nutzungsberechtigten für diese besondere Löschwasserversorgung Sorge zu tragen, 
durch eine brandschutzrechtliche Auflage zur Baugenehmigung auszusprechen. 

 
(2) Der WAZV ist nicht verpflichtet, dem durch die Auflage beschwerten Eigentümer, Besitzer 

oder sonstigen Nutzungsberechtigten die für die besondere Löschwasserversorgung erfor-
derliche Löschwassermenge ganz oder teilweise vorzuhalten. Dies gilt auch gegenüber 
Grundstücken und baulichen Einrichtungen der Stadt. 

 
(3) Vorstehender Abs. 2 gilt auch für bereits bestehende bauliche Anlagen.  
 
 

§ 4 
Wartung und Instandhaltung der Löschwasserhydranten  

 
(1) Die Wartung der Löschwasserhydranten einschließlich des i.d.R. jeweils zugehörigen 

Schiebers erfolgt einschließlich der Hinweisschild- und Straßenkappenkontrolle gemäß 
DVGW Arbeitsblatt W-392 vom Mai 2003, Tabelle 2, Nrn. 1, 2, 7 und 8, jedoch alle vier Jah-
re durch den WAZV. Wird für einen Löschwasserhydranten festgestellt, dass er  

 
a) technische Mängel aufweist oder  
b) in seiner Leistungsfähigkeit unterhalb der erforderlichen Löschwassermenge liegt, 

 
wird der WAZV unverzüglich die Reparatur oder den Austausch einschließlich einer erneu-
ten Prüfung der Leistungsfähigkeit vornehmen und die Stadt entsprechend unverzüglich in-
formieren (s. Anlage 5). 

 
(2) Die Hydranten werden durch den WAZV nicht über den Winter schnee- und eisfrei gehalten. 

Im Brandfall wird die Stadt die Hydranten mit Einsatzkräften freilegen. 
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(3) Die Stadt und ihre Bediensteten, insbesondere die Feuerwehr der Stadt, haben dem WAZV 
festgestellte Funktionsmängel und/oder Schäden der Hydranten unverzüglich mitzuteilen (s. 
Anlage 5). Dies gilt auch für Schäden an den Hydranten, die durch die Entnahme von 
Löschwasser zu Übungs- und Brandbekämpfungszwecken entstehen. 
 

(4) Die hierdurch entstehenden Kosten tragen Stadt und WAZV je zur Hälfte, wenn die Hydran-
ten sowohl der Trinkwasserversorgung als auch der Löschwasservorhaltung dienen. Die 
Kosten, die ausschließlich der Löschwasservorhaltung dienen, trägt die Stadt. 
 

 
 

§ 5 
Umfang der Löschwasservorhaltung, Benachrichtigung bei Unterbrechungen 

 
(1) Der WAZV erklärt sich im Bedarfsfall dazu bereit, Löschwasser nach Maßgabe des Lösch-

wasserbereitstellungsplanes an den hierfür vorgesehenen Hydranten zur Verfügung zu stel-
len. Dies gilt nicht, soweit und solange der WAZV an der Vorhaltung durch höhere Gewalt 
oder sonstige Umstände, die er nicht zu vertreten hat und deren Beseitigung dem WAZV 
wirtschaftlich nicht zumutbar ist, gehindert ist. Hierzu zählen insbesondere auch alle Störun-
gen an den Anlagen der öffentlichen Trinkwasserversorgung einschließlich Rohrbrüchen. 
 

(2) Die Löschwasservorhaltung kann durch den WAZV unterbrochen werden, soweit dies zur 
Vornahme betriebsnotwendiger Arbeiten am Wasserversorgungsnetz inkl. Netzspülungen 
erforderlich ist. Der WAZV wird die Stadt über jede geplante Unterbrechung eine Woche vor 
Durchführung der beabsichtigten Maßnahme informieren; sofern die Maßnahme eine ent-
sprechende Dringlichkeit aufweist, kann die Benachrichtigung auch mit kürzerer Frist erfol-
gen. Unvorhergesehene Unterbrechungen wird der WAZV unverzüglich der Stadt mitteilen. 
Die Stadt richtet hierfür eine Telekommunikationsverbindung ein, die eine jederzeitige Ent-
gegennahme dieser Benachrichtigung durch den WAZV gewährleistet. Details der gegen-
seitigen Benachrichtigung regelt Anlage 5. 

 
 

§ 6 
Löschwasserentnahmen durch die Stadt 

 
(1) Löschwasserentnahmen zu Übungszwecken können nur nach vorheriger Absprache mit ei-

ner Mindestfrist von zwei Wochen über Ort, Zeit und Löschwassermenge mit dem WAZV 
durchgeführt werden. Der WAZV ist berechtigt, jederzeit diese Löschwasserentnahmen bis 
zur Untersagung einzuschränken, soweit dies zur Sicherstellung der Trinkwasserversorgung 
notwendig ist. 

 
(2) Notwendige Löschwasserentnahmen zu Brandbekämpfungszwecken sind dem WAZV un-

verzüglich durch die Stadt im Zuge der Aufnahme der Brandbekämpfung mitzuteilen. Die 
Benachrichtigung erfolgt durch die Einsatzleitung der Feuerwehr. Der Verband hat dazu ei-
ne Telekommunikationsverbindung eingerichtet, die die  jederzeitige Entgegennahme dieser 
Benachrichtigung durch die Feuerwehr gewährleistet. (Telefon: 0171 / 7133301) 

 
(3) Bei Löschwasserentnahmen zu Übungs- und Brandbekämpfungszwecken trägt die Stadt 

dafür Sorge, dass Störungen der angeschlossenen Trinkwasserkunden oder störende 
Rückwirkungen auf Einrichtungen des WAZV oder Dritter oder Rückwirkungen auf die 
Trinkwassergüte vermieden werden. Es darf nur mit freiem Auslauf gearbeitet werden 
und es darf keine feste Verbindung zwischen Trinkwasserleitungen und schaumfüh-
renden Anlagen geben. Zuwiderhandlungen können mit einer Geldbuße in Höhe von 
bis zu 10.000 € geahndet werden. 

 

Muster/Entwurf einer bisher nicht unterzeichneten Vereinbarung
aber den Gemeinden als Vorschlag unterbreitet

Zuarbeit aus Arbeitskreis



 

Seite 6 von 8 

(4) Nach Beendigung der Löschwasserentnahmen sind die zur Löschwasserentnahme bean-
spruchten Hydranten von der Stadt ordnungsgemäß zu sichern. Der Zeitraum der Lösch-
wasserentnahme, die genutzten Hydranten, das eingesetzte feuerwehrtechnische Gerät 
(Schläuche, Armaturen etc.) sowie die jeweils entnommene Menge (geschätzt) sind dem 
WAZV binnen einer Woche per E-Mail mitzuteilen. 

 
(5) Notwendige Löschwasserentnahmen zu Übungs- und Brandbekämpfungszwecken sind von 

der Feuerwehr ausschließlich an den dafür zur Verfügung gestellten Hydranten nur im 
Rahmen der nach dem Löschwasserbereitstellungsplan möglichen entnahmefähigen 
Löschwassermengen vorzunehmen. Benötigt die Feuerwehr im Einzelfall darüber hinaus-
gehende Löschwassermengen, ist der Verband unverzüglich zu informieren. 
 

(6) Details der Mitteilungen gemäß dem Abs. 1 bis 4 regelt Anlage 5. 
 
 

§ 7 
Haftung 

 
(1) Für Schäden, die die Vertragsparteien im Rahmen der Durchführung dieser Vereinba-

rung erleiden, haften die Vertragsparteien einander aus Vertrag oder unerlaubter Hand-
lung im Falle der Tötung oder Verletzung des Körpers oder der Gesundheit, es sei denn, 
dass der Schaden von den Parteien oder einem ihrer Erfüllungs- oder Verrichtungsgehil-
fen weder vorsätzlich noch fahrlässig verursacht worden ist. 

 
(2) Bei der Beschädigung einer Sache haften die Parteien einander nur, wenn der Schaden 

durch Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit der Parteien oder eines ihrer Erfüllungs- oder 
Verrichtungsgehilfen verursacht worden ist.  

 
(3) Für Vermögensschäden haften die Parteien einander nur, wenn diese durch Vorsatz 

oder grobe Fahrlässigkeit ihrer vertretungsberechtigten Organe oder Gesellschafter ver-
ursacht worden sind. 

 
(4) § 831 Abs. 1 Satz 2 BGB ist nur bei vorsätzlichem Handeln von Vertretungsgehilfen an-

zuwenden. 
 

(5) WAZV und Stadt stellen sich gegenseitig von Ansprüchen Dritter, die aufgrund von Haf-
tungsursachen in der Verantwortungssphäre des WAZV gegen die Stadt und umgekehrt 
geltend gemacht werden, frei. Diese Freistellung umfasst auch eventuelle Prozesskos-
ten. 

 
(6) Bestehen über diese Freistellungen hinausgehende Ansprüche gegen Versicherer, wer-

den diese hiermit, soweit möglich, gegenseitig abgetreten. WAZV und Stadt nehmen die 
Abtretung wechselseitig an.  

 
 
 

§ 8 
Rechnungs- und Zahlungsmodalitäten 

 
(1) Für die ständige Vorhaltung der an den Hydranten zur Verfügung stehenden entnahmefähi-

gen Löschwassermengen gemäß § 1 Abs. 3 und § 2 dieser Vereinbarung zahlt die Stadt 
dem WAZV ein monatliches Bereitstellungsentgelt in Höhe von …..€, dessen Höhe jeweils 
zu Beginn eines neuen Wirtschaftsjahres überprüft und ggf. angepasst wird 

 
(2) Für die von der Feuerwehr der Stadt zu Übungs- und Brandbekämpfungszwecken aus den 

Hydranten entnommenen Löschwassermengen zahlt die Stadt dem WAZV je m³ ein Ent-
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nahmeentgelt in Höhe der Leistungsgebühr entsprechend der Wassergebühren- und Bei-
tragssatzung des WAZV in der jeweils gültigen Fassung. Ist eine Erfassung der entnomme-
nen Löschwassermengen mittels geeichter Messeinrichtungen nicht möglich, erfolgt die 
Verbrauchsermittlung durch Schätzung aufgrund der Angaben der Feuerwehr. 
  

(3) Die Vertragsparteien gehen gemeinsam davon aus, dass die Entgelte § 4 Absatz 4 und § 8  
Absatz 1 und 2 alle seitens des WAZV aus diesem Vertrag geschuldeten Leistungen deckt, 
die Vertragsparteien sind sich aber auch gemeinsam bewusst, dass der tatsächliche Auf-
wand für die Erstellung des Löschwasserbereitstellungsplanes und – wegen der noch unbe-
kannten Anzahl – die Wartung und Überprüfung der Löschwasserhydranten bei Vertrags-
schluss nur grob geschätzt werden kann und vereinbaren daher, dieses Entgelt nach Ab-
schluss der Erstellung des Löschwasserbereitstellungsplanes gemeinsam zu überprüfen 
und ggf. anzupassen. 

 
§ 9 

Koordinierungsstab 

 
Die Stadt und der WAZV richten einen Koordinierungsstab ein; dessen Aufgabe ist es, die nach 
diesem Vertrag bestehende gemeinsame Aufgabenerfüllung durch die Stadt und den WAZV lo-
yal, unbürokratisch und fachübergreifend zu gewährleisten. 
 

§ 10 
Änderung der wirtschaftlichen Verhältnisse 

 
Tritt nach Vertragsabschluss eine wesentliche Veränderung der rechtlichen und tatsächlichen 
Verhältnisse ein, die bei Abschluss dieses Vertrages maßgebend waren, und sind infolgedes-
sen die gegenseitigen Verpflichtungen des WAZV und der Stadt in ein grobes Missverhältnis 
geraten, werden die Stadt und der WAZV eine angemessene Anpassung des Vertrages an die 
geänderten Verhältnisse herbeiführen. 
 
 

§ 11  
Laufzeit des Vertrages und Kündigung 

 

(1) Der Vertrag tritt am dd.mm.yyyy in Kraft und kann von den Parteien mit einer Frist von 3 
Monaten zum Ende eines jeden Kalenderjahres gekündigt werden. Erfolgt die Kündigung nicht 
fristgemäß, verlängert sich der Vertrag automatisch um ein weiteres Jahr. 
  
(2) Das Recht der Parteien, den Vertrag bei Vorliegen eines wichtigen Grundes fristlos zu kün-
digen, bleibt unberührt. 
Als wichtiger, eine fristlose Kündigung durch den WAZV rechtfertigender Grund gilt insbesonde-
re, dass 

a) Die Stadt trotz Abmahnung den von ihr zu beachtenden Auflagen und zu erfüllenden 

Pflichten nicht fristgerecht nachkommt, 

b) Die Stadt nachhaltig und/oder erheblich gegen die Bestimmungen dieses Vertrages ver-

stößt. 

 
(3) In den Fällen des Absatzes 2 hat die Kündigung des Vertrages innerhalb einer Frist von ei-
nem Monat zu erfolgen. Die Frist beginnt mit dem Zeitpunkt, in dem der Kündigungsberechtigte 
von den für die Kündigung maßgebenden Tatsachen Kenntnis erlangt.  
 
(4) Die Kündigung hat zu ihrer Wirksamkeit schriftlich zu erfolgen.  
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§ 12 
Unwirksamkeit von Vertragsbestimmungen 

 
Sollte eine der in diesem Vertrag enthaltenen Bestimmungen unwirksam sein oder werden, wird 
die Wirksamkeit der übrigen Bestimmungen dadurch nicht berührt. Die Stadt und der WAZV 
verpflichten sich jedoch, eine unwirksame Bestimmung durch eine wirksame, der unwirksamen 
Bestimmung möglichst gleichkommende Bestimmung, zu ersetzen. Gleiches gilt für etwaige 
Vertragslücken. 
 

§ 13 
Schlussbestimmungen 

 

(1) Der WAZV verpflichtet sich für jeden Fall der Rechtsnachfolge durch ein anderes Unter-
nehmen, ihre Rechte und Pflichten aus diesem Vertrag auf den Rechtsnachfolger mit der 
Maßgabe zu übertragen, dass auch dieser seine Nachfolger wiederum entsprechend ver-
pflichtet. 

 
(2) Änderungen und Ergänzungen dieses Vertrages bedürfen der Schriftform. Dies gilt auch für 

die Änderung des vorstehenden Satzes. Nebenabreden bestehen nicht. 
 
(3) Der Vertrag ist zweifach ausgefertigt. Die Stadt und der WAZV erhalten je eine Ausfertigung 

des Vertrages sowie künftiger Änderungen und Ergänzungen. 
 
(4) Der Vertrag tritt mit seiner Unterzeichnung durch die Stadt und des WAZV in Kraft.  
 
 

§ 14 
Vertragsanlagen 

 
Folgende Anlagen sind Vertragsbestandteil: 
 
Anlage 1: Löschwasserbedarfsanalyse 
Anlage 2: Löschwasserbereitstellungsplan (Muster) 
Anlage 3: Kennzeichnung Löschwasserhydranten (Muster) 
Anlage 4: Löschwasserbereitstellungsplan (Vertragsergänzung nach Fertigstellung) 
Anlage 5: Details der gegenseitigen Benachrichtigung von Stadt und dem WAZV 
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Vertrag 

 
zur Löschwasserversorgung in den Ortsteilen …. und …. der Stadt …. 
 
 
zwischen der          Stadt ….  
   
            - vertreten durch den Bürgermeister …. -  
     
           nachfolgend   - Stadt -  genannt 
     

 
 
 
und dem           Wasserzweckverband "Saale-Fuhne-Ziethe" 
           Köthensche Straße 54 
           06406 Bernburg (Saale) 
           - vertreten durch den Verbandsgeschäftsführer Herrn Harald Bock - 
 
                     nachfolgend - Verband - genannt 
 
 

Präambel 

 
Die Stadt ist gemäß § 2 Abs. 2 Nr.1 BrSchG LSA verpflichtet, im Rahmen des abwehrenden 
Brandschutzes für eine ausreichende Löschwasserversorgung Sorge zu tragen.   
Der Verband hält ein umfangreiches Trinkwassernetz vor, das teilweise auch den 
Feuerlöschwasserbedarf abdecken kann. 
Der Verband stellt der Stadt für die Ortsteile …, …. und …. im Rahmen seiner technischen 
Möglichkeiten den Feuerlöschbedarf in einer Menge von mindestens 48 m³/h über 2 Std. 
bereit. Der Verband stellt das zum Zwecke der Brandbekämpfung benötigte Wasser 
kostenlos zur Verfügung. Die Einhaltung der Trinkwasserqualität hat Vorrang vor der 
Löschwasserversorgung. Grundlage hierfür sind die Anforderungen an den Grundschutz 
nach Maßgabe des DVGW-Arbeitsblattes W 405 (Bereitstellung von Löschwasser durch die 
öffentliche Trinkwasserversorgung). Dabei gelten die Parameter nach Satz 3 gemessen am 

Unterflurhydrant unter der Annahme, dass in den Ortsteilen nur eine Wasserentnahme pro 
Zeiteinheit zur Brandbekämpfung erfolgt. 
 

§ 1 Löschwasserbedarf 
 
Die Stadt erhält vom Verband einen Plan, aus dem hervorgeht, in welchem Gebiet der 
Feuerlöschbedarf abgesichert werden kann. Dieser Plan wird als Anlage 1 Bestandteil 
dieses Vertrages. 
 

§ 2 Errichtung von Hydranten 
 
Der Verband errichtet auf Anforderung der Stadt die für die Brandbekämpfung erforderlichen 
Hydranten und kontrolliert ihre Funktionstüchtigkeit nachvollziehbar einmal im Halbjahr. Die 

Beschilderung erfolgt durch den Verband mit normgerechten Schildern. 
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§ 3 Inanspruchnahme der Löschwasserversorgung 
 
Die Stadt verpflichtet sich, die Löschwasserversorgung nur im Brandfall in Anspruch zu 
nehmen. Löschwasserentnahmen zu Übungszwecken können nur nach vorheriger 
Absprache über Ort, Zeit und Löschwassermenge mit dem Verband durchgeführt werden. 

Die Entnahme erfolgt zu diesen Zwecken über Standrohre mit Zähleinrichtung. 
 

§ 4 Haftung 
 
Die gegenseitige Haftung des Verbandes und der Stadt ist auf Vorsatz und grobe 
Fahrlässigkeit beschränkt. 
Verband und Stadt stellen sich gegenseitig von Ansprüchen Dritter, die aufgrund von 
Haftungsursachen in der Verantwortungssphäre des Verbandes gegen die Stadt und 
umgekehrt geltend gemacht werden, frei. Diese Freistellung umfasst auch eventuelle 
Prozesskosten. 
Bestehen über diese Freistellung hinausgehende Versicherungsansprüche, werden diese 
hiermit, soweit möglich, abgetreten. Verband und Stadt nehmen diese Abtretung 

wechselseitig an.    
 
Der Verband haftet nicht bei unvorhersehbaren Ereignissen, Witterungsunbilden, Krieg und 
Versorgungsstörungen des Vorlieferanten sowie bei Störungen (z.B. Rohrbrüchen) im 
eigenen Netz. 
Für die Funktionsfähigkeit der Hydranten haftet der Verband nur, wenn er nachweislich seine 
Kontrollpflicht nach § 2 dieses Vertrages vernachlässigt hat bzw. notwendige Reparaturen 
nach Mängelfeststellung nicht innerhalb von 3 Monaten tätigt. 
Bei planmäßigen Baumaßnahmen an Straßen bzw. am Trinkwassernetz gilt die 
Einbeziehung der Stadt in diese Maßnahme als Information über eine eingeschränkte 
Vorhaltung der Löschwasserversorgung. 
 

§ 5 Vergütung 
 
(1) Die Stadt zahlt dem Verband für den Vertragszeitraum eine einmalige Vergütung für 

die Investition von 21,30 €/E (netto) zzgl. USt bezogen auf die Einwohnerzahl per 
31.12.2005 lt. Anlage 2. Dies ergibt eine Zahlung von insgesamt 13.991,54 € 
(einschließlich USt). Diese ist mit Vertragsinkrafttreten fällig. Spätestens jedoch am 
31.12.2017. 

 
(2) Die Stadt zahlt dem Verband einmalig pauschal 3.000,00 € (netto) zzgl. USt je 

Hydrant, der der Feuerlöschversorgung dient, von der Stadt angefordert wird und der 
nach Inkrafttreten des Vertrages neu gesetzt oder ersetzt wird. 

 

(3)  Der Preis nach § 5 (2) unterliegt der Preisgleitung. 
 

P = PO x (0,37 + 0,28 L/LO + 0,35 l/lo) 
P = Preis für das neue Jahr 
PO = Preis 2006 
L = Arbeitsentgelt für das neue Jahr 
LO = Arbeitsentgelt 2006 
l = Index für Investgüter neues Jahr 
lo = Index für Investgüter 2006 

 
 Als Ausgangswerte bei Vertragsabschluss liegen zugrunde: 
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a) Arbeitsentgelt 
 
 Basiswert LO ergibt sich aus dem Arbeitsentgelt gemäß Tarifvertrag Versorgungsbetriebe, 

Entgelt (Ost), Gruppe 6, Stufe 1, zzgl. der aktuellen Lohnnebenkosten bezogen auf eine 
monatliche Arbeitszeit von 174 h. 

 
Ausgangswerte zum 31.12.2006: Arbeitsentgelt:   1.944,49 €/Monat 
      Lohnnebenkosten:  12,25 % 
    hieraus resultierender Basiswert LO = 13,33 €/h 

 
b) Index für Erzeugnisse der Investitionsgüterproduzenten 
 
 Statistisches Bundesamt Wiesbaden, Deutschland, Fachserie 17 / Reihe 2, Preise und 

Preisindex für gewerbliche Produkte, 2 Index der Erzeugerpreise gewerblicher Produkte 
(Inlandsabsatz) langfristige Übersicht 

 
Basiswert lo = Index Jahresdurchschnitt 2006 = 103,7 

 
c) Soweit künftig weitere über die bei Abschluss dieses Vertrages bekannten Abgaben, wie 

beispielsweise Steuern, Gebühren, Beiträge oder Sonderabgaben wirksam werden, 
welche die Gewinnung, Aufbereitung, Verteilung oder Durchleitung von Wasser oder den 
Schutz oder die Verbesserung der Qualität von Grund- oder Oberflächenwasser mittelbar 
oder unmittelbar verteuern, ist der Verband berechtigt, diese unmittelbar an die 
Gemeinden weiterzugeben. Als Abgaben zu qualifizieren sind auch Geldleistungen, die im 
Verhältnis zwischen Privatrechtssubjekten entstehen, soweit sie durch einen 
Hoheitsträger verursacht sind und mittelbar oder unmittelbar eine Aufkommenswirkung zu 
Gunsten der öffentlichen Hand bewirken oder den öffentlichen Haushalt entlasten sollen 
und vom Verband zwingend, d.h., nicht abwendbar aufzuwenden sind.  

  

(4) Mit der Zahlung der Vergütung sind alle Ansprüche des Verbandes für die Vorhaltung 
und Unterhaltung abgegolten. 

 
 

§ 6 Inkrafttreten, Kündigung, Ausfertigung 
 
(1) Dieser Vertrag tritt am …. in Kraft und läuft ab diesem Zeitpunkt 30 Jahre.  
 
(2) Die Stadt kann den Vertrag jederzeit kündigen. Eine Rückerstattung der gezahlten 

Beträge nach § 5 erfolgt nicht, es sei denn die Kündigung erfolgt aus wichtigem 
Grund, wenn zum Beispiel der Verband seinen hier geregelten Vertragspflichten nicht 
nachkommt.  

 
Der Verband kann diesen Vertrag nur bei Vorliegen eines wichtigen Grundes ganz 
oder teilweise kündigen: 

  Ein wichtiger Grund liegt insbesondere vor, wenn 
 

-  der Vorlieferant die Parameter derart ändert, dass eine Einhaltung der Bedingungen 
nach § 1 dieser Vereinbarung ohne technische Änderungen nicht möglich ist, 

 
-  auf Grund gesetzlicher Bestimmungen eine Bereitstellung des Feuerlöschbedarfes 
verhindert wird, 

 
-  die Trinkwasserqualität nur durch wiederholtes Spülen im Netz aufrechterhalten 
werden kann. 
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(3)  Dieser Vertrag endet, ohne dass es einer Kündigung bedarf, nach Ablauf von 30  
Jahren. 

 
(4 ) Dieser Vertrag wird 2-fach ausgefertigt, jede Seite erhält 1 Exemplar. 
 

 
§ 7 Nebenbestimmungen 

 
(1) Sollte eine Bestimmung dieses Vertrages unwirksam sein oder werden, so wird nicht 

der gesamte Vertrag unwirksam. Die Parteien werden die unwirksamen 
Bestimmungen durch eine solche ersetzen, die dem angestrebten Zweck 
wirtschaftlich und rechtlich möglichst nahe kommt. Dies gilt insbesondere, wenn der 
Gesetzgeber die Entgelte für die Feuerlöschversorgung neu regelt 

 
(2)  Bei einem Gremienvorbehalt ist die Genehmigung vor Vertragsschluss einzuholen. 
 
(3) Zum Ende des Vertrages verpflichten sich beide Seiten Gespräche zur Fortführung 

des Vertrages und den dann zu gestaltenden Bedingungen zu führen. Der Verband 
kann sich einer Vertragsverlängerung nur entziehen, wenn entweder gesetzliche 
Bestimmungen einer Verlängerung entgegenstehen oder die Gemeinde eine 
finanzielle Beteiligung ablehnt. 

 
(4) Der Verband verpflichtet sich, für jeden Fall der Rechtsnachfolge durch ein anderes 

Unternehmen, seine Rechte und Pflichten aus diesem Vertrag auf den 
Rechtsnachfolger mit der Maßgabe zu übertragen, dass auch dieser seine Nachfolger 
wiederum entsprechend verpflichtet. 

 
(5) Änderungen und Ergänzungen des Vertrages bedürfen der Schriftform, sowie der 

ausdrücklichen Bezugnahme auf diesen Vertrag. 

 
 
 
 
 
_________________      _________________ 
Datum        Datum 
 
 
 
 
_________________      _________________ 

…..        Harald Bock 
Bürgermeister       Verbandsgeschäftsführer 
Stadt ….       WZV „Saale-Fuhne-Ziethe“ 
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Anlage 2 
 
Kostenanteile für die Mitglieder des Wasserzweckverbandes "Saale-Fuhne-Ziethe" für 
die Bereitstellung des Feuerlöschbedarfes (netto zzgl. Umsatzsteuer) 
 

 
Lfd. 

Nr. 

Gemeinde Kostenanteil 

(€) 

Anteil 

Stadt …. 

Einwohner per 

31.12.2005 
1 Alsleben -  2.731 

2 Baalberge 29.883,90  1.403 

3 Bernburg (erl.) 679.107,90  31.883 

4 Cörmigk 11.757,60  552 

5 Domnitz -  801 

6 Edlau -  509 

7 Gerbitz 14.292,30  671 

8 Gerlebogk -  350 

9 Gröna 12.481,80  586 

10 Ilberstedt 25.751,70  1.209 

11 Könnern -  8.242 

12 Latdorf 16.550,10  777 
13 Neugattersleben 19.489,50  915 

14 Peißen 26.561,10  1.247 

15 Plötzkau 29.926,50  1.405 

16 Poley 14.207,10  667 

17 Preußlitz 16.507,50  775 

18 Rothenburg -  889 

19 Schackstedt -  455 

20 Wiendorf -  332 

  Summe 
(netto) 

  

  Umsatzsteuer   

  Gesamt 
brutto 
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 Vereinbarung 
 
 
 
 
 zwischen 
 
 
 
 
 der Gemeinde .............. 
 - vertreten durch ....................... - 
 - Gemeinde - 
 
 
 
 
 und 
 
 
 
 
 dem Zweckverband ................. 
 - vertreten durch den Verbandsvorsteher  - 
 
 - Verband - 
 
 
 
 
 über die 
 Bereitstellung und Entnahme von Löschwasser 
 aus dem leitungsgebundenen Wasserversorgungssystem 
 des Verbandes 
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 Präambel 

 
 
Der Gemeinde obliegt nach den §§ 1 Abs. 1, 2 Abs. 1 und 2 Nr. 1 und 21 Abs. 1 Satz 1 
des Brandschutz- und Hilfeleistungsgesetzes des Landes Sachsen-Anhalt (Brand-
schutzgesetz - BrSchG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 7. Juni 2001 (GVBl. 
LSA S. 190), die pflichtige Selbstverwaltungsaufgabe der Gefahrenabwehr, Maßnah-
men zur Verhütung von Bränden zu treffen und eine ausreichende Löschwasserver- 
sorgung auf eigene Kosten sicherzustellen. 
 
Der Verband ist aufgrund der Verbandssatzung vom .......... verpflichtet, die öffentliche 
Wasserversorgung über ein leitungsgebundenes Versorgungsnetz in öffentlichen   
Straßen, Wegen, Plätzen und Brücken der Kommune sicherzustellen und jedermann  
an dieses Wasserversorgungsnetz anzuschließen und hieraus zu versorgen. 
 
Da die der Gemeinde derzeit zur Verfügung stehenden Löschwasserbereitstellungs- 
kapazitäten außerhalb des leitungsgebundenen Wasserversorgungsnetzes des Ver- 
bandes zur Sicherstellung der ausreichenden Löschwasserversorgung nicht aus-
reichen, vereinbaren Gemeinde und Verband nach Maßgabe der nachstehenden Be-
stimmungen folgende Bereitstellung von Löschwasser über das leitungsgebundene 
Wasserversorgungsnetz des Verbandes: 
 
 
 § 1 
 Ermittlung der vorhandenen Löschwassermengen 

 
(1) Auf der Grundlage einer Löschwasserbedarfsanalyse der Gemeinde für ihr Ge-

biet nach § 2 Abs. 2 Nr. 1 BrSchG und des Rohrnetzplanes des Verbandes er-
mittelt der Verband zum .......2013 die Löschwassermengen, die aus den vor-
handenen Entnahmestellen (Hydranten) des leitungsgebundenen Wasserver- 
sorgungsnetzes entnommen werden können. 

 
(2) Die Löschwasserbedarfsanalyse der Gemeinde umfasst den Löschwasserbe- 

darf, der zur Sicherstellung der ausreichenden Löschwasserversorgung nach     
§ 2 Abs. 2 Nr. 1 BrSchG notwendig ist. Grundlage hierfür sind die Anforderungen 
an den Grundschutz nach Maßgabe des DVGW-Arbeitsblattes W 405 (Bereit-
stellung von Löschwasser durch die öffentliche Trinkwasserversorgung). 

 
(3) Der Verband ermittelt die an den vorhandenen Hydranten zur Verfügung        

stehenden Löschwassermengen unter Berücksichtigung der jederzeit für die  
Gewährleistung der Anschluss- und Versorgungspflicht der Trinkwasserversor-
gung notwendigen Wassermengen. 

 
(4) Die hiernach an den vorhandenen Hydranten zur Verfügung stehenden Lösch-

wassermengen werden in einem Löschwasserbereitstellungsplan verzeichnet, 
der als Anlage 1 Bestandteil dieses Vertrages ist. 
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(5) Reichen die hiernach an den vorhandenen Hydranten zur Verfügung stehen-   

den Löschwassermengen nicht zur vollständigen Deckung der zur Sicherstel- 
lung der ausreichenden Löschwasserversorgung nach § 2 Abs. 2 Nr. 1 BrschG 
aus, können Gemeinde und Verband eine entsprechende Verstärkung des      
leitungsgebundenen Wasserversorgungsnetzes und / oder des Einbaus weite-  
rer Hydranten vereinbaren, soweit hierdurch hygienische Beeinträchtigungen der 
Beschaffenheit des vom Verband zu liefernden Trinkwassers oder sonstige    
Unregelmäßigkeiten in der Trinkwasserlieferung ausgeschlossen sind. Die Kos-
ten der Verstärkung des leitungsgebundenen Wasserversorgungsnetzes und / 
oder des Einbaus weiterer Hydranten trägt die Gemeinde. 

 
 
 
 § 2 
 Ermittlung künftig notwendiger Löschwassermengen 

 
(1) Ergeben sich durch die Erschließung von Neubaugebieten oder sonstige stä- 

dtebauliche Maßnahmen weitere Pflichten der Gemeinde zur Sicherstellung  
ausreichenden Löschwasserversorgung nach § 2 Abs. 2 Nr. 1 BrSchG wird die 
erforderliche Dimensionierung des Wasserversorgungsnetzes zur Trinkwas-   
serversorgung und Löschwasserbereitstellung sowie der erforderlichen Hydran-
ten gemeinsam von Gemeinde und Verband im Rahmen der Bauleitplanung 
festgelegt. Grundlage hierfür sind ebenfalls die Anforderungen an den Grund-
schutz nach Maßgabe des DVGW-Arbeitsblattes W 405 (Bereitstellung von 
Löschwasser durch die öffentliche Trinkwasserversorgung). 

 
(2) Bei der Festlegung der vorzuhaltenden Löschwassermengen sind hygienische 

Beeinträchtigungen der Beschaffenheit des vom Verband zu liefernden Trink-  
wassers oder sonstige Unregelmäßigkeiten in der Trinkwasserlieferung auszu-
schließen. 

 
(3) Die hiernach an den einzubauenden Hydranten zur Verfügung stehenden 

Löschwassermengen werden durch Ergänzung des Löschwasserbereitstel- 
lungsplans nach § 1 Abs. 4 Bestandteil dieses Vertrages. 

 
(4) Die Mehrkosten für die zur Vorhaltung der nach § 2 Abs. 3 vereinbarten Lösch-

wassermengen notwendige Leitungsdimensionierung (Material- und Herstel-
lungskosten) trägt die Gemeinde. 

 
(5) Die Kosten für die einzubauenden Hydranten tragen Gemeinde und Verband je 

zur Hälfte, wenn die Hydranten sowohl für Zwecke der Trinkwasserversorgung 
als auch zur Löschwasservorhaltung erforderlich sind. Die Kosten für Hydran- 
ten, die ausschließlich zur Löschwasservorhaltung eingebaut werden, trägt die 
Gemeinde. 
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 § 3 
 Besondere Löschwasserversorgung 

 
(1) Die Gemeinde stellt sicher, dass die Bauaufsichtsbehörde im Zusammenwirken 

mit der zuständigen Brandschutzdienststelle im Baugenehmigungsverfahren 
prüft, ob im Einzelfall wegen einer erhöhten Brandlast oder Brandgefährdung ei-
ne über die ausreichende Löschwasserversorgung gemäß § 2 Abs. 2 Nr. 1 
BrSchG hinausgehende Löschwasserversorgung erforderlich ist. Wird diese An-
forderung festgestellt, ist die Verpflichtung des Eigentümers, Besitzers oder Nut-
zungsberechtigten für diese besondere Löschwasserversorgung Sorge zu tra-
gen, durch eine brandschutzrechtliche Auflage zur Baugenehmigung auszuspre-
chen. Die Gemeinde informiert den Verband über diese Auflage. 

 
(2) Der Verband ist nicht verpflichtet, dem durch die Auflage beschwerten Eigen- 

tümer, Besitzer oder sonstigen Nutzungsberechtigten die über die ausreichende 
Löschwasserversorgung nach § 2 Abs. 2 Nr. 1 BrSchG hinausgehende Lösch-
wassermenge ganz oder teilweise vorzuhalten. 

 
 
 
 § 4 
 Kosten der Löschwasservorhaltung und –entnahme 

 
(1) Für die ständige Vorhaltung der an den Hydranten zur Verfügung stehenden 

Löschwassermengen gemäß § 1 Abs. 4 und § 2 Abs. 3 dieses Vertrages zahlt 
die Gemeinde dem Verband ein monatliches Bereitstellungsentgelt in Höhe von 
...... €, dessen Höhe jeweils zu Beginn eines neuen Wirtschaftsjahres überprüft 
und ggf. angepasst wird. 

 
(2) Für die von der Feuerwehr der Gemeinde zu Übungs- und Brandbekämp-

fungszwecken aus den Hydranten entnommenen Löschwassermengen zahlt   
die Gemeinde dem Verband ein Entnahmeentgelt in Höhe von ...... €/m3, dessen 
Höhe jeweils zu Beginn eines neuen Wirtschaftsjahres überprüft und ggf. ange-
passt wird. Ist eine Erfassung der entnommenen Löschwassermengen mittels 
geeichter Messeinrichtungen nicht möglich, erfolgt die Verbrauchsermittlung 
durch Schätzung aufgrund der Angaben der Feuerwehr. 

 
 
 
 § 5 
 Wartung und Instandhaltung der Hydranten 

 
(1) Wartung und Instandhaltung der Hydranten einschließlich der Einwinterungs- 

arbeiten werden vom Verband im Rahmen der Wartung des Wasserversor- 
gungsnetzes durchgeführt. 
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(2) Die hierdurch entstehenden Kosten tragen Gemeinde und Verband je zur Hälf- 
te, wenn die Hydranten sowohl der Trinkwasserversorgung als auch der Lösch-
wasservorhaltung dienen. Die Kosten für Hydranten, die ausschließlich der 
Löschwasservorhaltung dienen, trägt die Gemeinde. 

 
(3) Die Gemeinde und ihre Bediensteten, insbesondere die Feuerwehr der Ge-

einde, haben dem Verband festgestellte Funktionsmängel und / oder Schäden 
der Hydranten unverzüglich mitzuteilen. Dies gilt auch für Schäden an den Hyd-
ranten die durch die Entnahme von Löschwasser zu Übungs- und Brandbe-
kämpfungszwecken entstehen. 

 
(4) Die Anbringung von Hinweisschildern auf Hydrantenstandorte an Gebäuden  

und Grundstücken und deren Kontrolle obliegen der Gemeinde. 
 
 
 
 § 6 
Umfang der Löschwasservorhaltung, Benachrichtigung bei Unterbrechungen 

 
(1) Der Verband ist verpflichtet, Löschwasser nach Maßgabe des Löschwasser- be-

reitstellungsplanes an den hierfür vorgesehenen Hydranten jederzeit zur Verfü-
gung zu stellen. Dies gilt nicht soweit und solange der Verband an der Vorhal-
tung durch höhere Gewalt oder sonstige Umstände, deren Beseitigung dem 
Verband wirtschaftlich nicht zumutbar sind, gehindert ist.1   

 
(2) Die Löschwasservorhaltung kann durch den Verband unterbrochen werden, so-

weit dies zur Vornahme betriebsnotwendiger Arbeiten am Wasserversor-
gungsnetz erforderlich ist. Der Verband wird die Feuerwehr über jede beab-
sichtigte Unterbrechung rechtzeitig informieren. Unvorgesehene Unter-
brechungen wird der Verband unverzüglich der Feuerwehr mitteilen. Die Feu- 
erwehr richtet hierfür eine Telekommunikationsverbindung ein, die eine jeder- 
zeitige Entgegennahme diese Benachrichtigung durch den Verband gewähr- 
leistet. 

 
 
 
 § 7 
 Löschwasserentnahmen durch die Feuerwehr 

 
(1) Löschwasserentnahmen zu Übungszwecken können nur nach vorheriger Ab- 

sprache über Ort, Zeit und Löschwassermenge mit dem Verband durchgeführt 
werden. Der Verband ist berechtigt, jederzeit diese Löschwasserentnahmen zu 
untersagen, wenn dies zur Sicherstellung der Trinkwasserversorgung notwen- 
dig ist. 

                                                                 

1 Als sonstiger Umstand gilt insbesondere der teilweise oder vollständige Ausfall der Wasserlie-
ferung des evtl. Vorlieferanten des Verbandes; dieser müsste dann im Vertrag genau genannt 
werden. 
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(2) Notwendige Löschwasserentnahmen zu Brandbekämpfungszwecken sind dem 

Verband unverzüglich von der Feuerwehr vor Aufnahme der Brandbekämpfung 
mitzuteilen. Die Benachrichtigung erfolgt durch die Einsatzleitung der Feuer- 
wehr. Der Verband richtet hierfür eine Telekommunikationsverbindung ein,      
die eine jederzeitige Entgegennahme diese Benachrichtigung durch die Feuer-
wehr gewährleistet. 

 
(3) Notwendige Löschwasserentnahmen zu Brandbekämpfungszwecken sind von 

der Feuerwehr an den Hydranten nur im Rahmen der nach dem Löschwas-
serbereitstellungsplan möglichen Löschwassermengen vorzunehmen. Benö-    
tigt die Feuerwehr im Einzelfall darüber hinausgehende Löschwassermengen, ist 
der Verband unverzüglich zu informieren. 

 
(4) Bei Löschwasserentnahmen zu Übungs- und Brandbekämpfungszwecken    

trägt die Feuerwehr dafür Sorge, dass Störungen der angeschlossenen Trink-
wasserkunden oder störende Rückwirkungen auf Einrichtungen des Verban-   
des oder Dritter oder Rückwirkungen auf die Trinkwassergüte ausgeschlossen 
sind. 

 
(5) Nach Beendigung der Löschwasserentnahmen sind die zur Löschwasserent- 

nahme beanspruchten Hydranten von der Feuerwehr ordnungsgemäß zu si-
chern. Der Zeitraum der Löschwasserentnahme, die in Anspruch genommenen 
Hydranten und das eingesetzte feuerwehrtechnische Gerät (Schläuche, Armatu-
ren etc.) ist dem Verband schriftlich mitzuteilen. 

 
 
 
 § 8 
 Haftung 

 
(1) Die gegenseitige Haftung des Verbandes und der Gemeinde ist auf Vorsatz   

und grobe Fahrlässigkeit beschränkt. 
 
(2) Verband und Gemeinde stellen sich gegenseitig von Ansprüchen Dritter, die 

aufgrund von Haftungsursachen in der Verantwortungssphäre des Verbandes 
gegen die Gemeinde und umgekehrt geltend gemacht werden, frei. Diese Frei-
stellung umfasst auch eventuelle Prozesskosten. 

 
(3) Bestehen über diese Freistellung hinausgehende Versicherungsansprüche, wer-

den diese hiermit, soweit möglich, abgetreten. Verband und Gemeinde nehmen 
diese Abtretung wechselseitig an. 
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 § 9 
 Koordinierungsstab 

 
Verband und Gemeinde richten einen Koordinierungsstab ein, der aus Mitarbeitern   
des Verbandes, Bediensteten des Ordnungs- und Bauamtes der Gemeinde sowie An-
gehörigen der Feuerwehr besteht und dessen Aufgabe es ist, die nach diesem Vertrag 
bestehende gemeinsame Aufgabenerfüllung durch den Verband und die Gemeinde 
loyal, unbürokratisch und fachübergreifend zu gewährleisten. 
 
 
 
 § 10 
 Änderung der wirtschaftlichen Verhältnisse 

 
Tritt nach Vertragsabschluss eine wesentliche Veränderung der rechtlichen und tat-
sächlichen Verhältnisse ein, die bei Abschluss dieses Vertrages maßgebend waren, 
und sind infolgedessen die gegenseitigen Verpflichtungen des Verbandes und der Ge-
meinde in ein grobes Missverhältnis geraten, werden Verband und Gemeinde eine an-
gemessene Anpassung des Vertrages an die geänderten Verhältnisse herbeiführen. 
 
 
 
 § 11 
 Unwirksamkeit von Vertragsbestimmungen 

 
Sollte eine der in diesem Vertrag enthaltenen Bestimmungen unwirksam sein oder wer-
den, wird die Wirksamkeit der übrigen Bestimmungen dadurch nicht berührt. Ver- band 
und Gemeinde verpflichten sich jedoch, eine unwirksame Bestimmung durch eine wirk-
same, der unwirksamen Bestimmung möglichst gleichkommende Bestimmung, zu er-
setzen. 
 
 
 
 § 12 
 Schlussbestimmungen 

 
(1) Der Verband verpflichtet sich für jeden Fall der Rechtsnachfolge durch einen 

anderen Träger der Wasserversorgung, seine Rechte und Pflichten aus diesem 
Vertrag auf den Rechtsnachfolger mit der Maßgabe zu übertragen, dass auch 
dieser seine Nachfolger wiederum entsprechend verpflichtet. 

 
(2) Änderungen und Ergänzungen des Vertrages bedürfen der Schriftform, soweit 

nicht die notarielle Beurkundung der Änderungen und Ergänzungen gesetzlich 
vorgeschrieben ist, sowie der ausdrücklichen Bezugnahme auf diesen Vertrag. 
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(3) Verband und Gemeinde erhalten je eine Ausfertigung des Vertrages sowie künf-
tiger Änderungen und Ergänzungen. 

 
(4) Der Vertrag tritt nach zustimmender Beschlussfassung durch ........... der Kom-

mune und der Verbandsversammlung des Verbandes mit seiner Unterzeichnung 
durch die Gemeinde und den Verband in Kraft. 

 
 
 
 
 
 
 
 
..........., den .......... ..........., den .......... 
 
Gemeinde  Verband 
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 Verwaltungsanweisung 
 
 über die 
 Entnahme und Bereitstellung von Löschwasser 
 in der Stadt ..................... 
 aus dem leitungsgebundenen Wasserversorgungssystem 
 der Stadtwerke ............... 
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 Allgemeines 

 
Der Stadt obliegt nach den §§ 1 Abs. 1, 2 Abs. 1 und 2 Nr. 1 und 21 Abs. 1 Satz 1 des 
Brandschutz- und Hilfeleistungsgesetzes des Landes Sachsen-Anhalt (Brandschutz- 
gesetz - BrSchG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 7. Juni 2001 (GVBl. LSA S. 
190), die pflichtige Selbstverwaltungsaufgabe der Gefahrenabwehr, Maßnahmen zur 
Verhütung von Bränden zu treffen und eine ausreichende Löschwasserversorgung auf 
eigene Kosten sicherzustellen. 
 
Die Stadtwerke sind aufgrund der Eigenbetriebssatzung vom .......... verpflichtet, die 
öffentliche Wasserversorgung über ein leitungsgebundenes Versorgungsnetz in öffent-
lichen Straßen, Wegen, Plätzen und Brücken der Stadt sicherzustellen und jedermann 
an dieses Wasserversorgungsnetz anzuschließen und hieraus zu versorgen. 
 
Da die der Stadt derzeit zur Verfügung stehenden Löschwasserbereitstellungs-
kapazitäten außerhalb des leitungsgebundenen Wasserversorgungsnetzes der Stadt-
werke zur Sicherstellung der ausreichenden Löschwasserversorgung nicht ausreichen, 
vereinbaren Stadt und Stadtwerke nach Maßgabe der nachstehenden Bestimmungen 
folgende Bereitstellung von Löschwasser über das leitungsgebundene Wasserversor-
gungsnetz der Stadtwerke: 
 
 
 
  1. 
 Ermittlung der vorhandenen Löschwassermengen 

 
1.1 Auf der Grundlage einer Löschwasserbedarfsanalyse der Stadt für ihr Gebiet 

und des Rohrnetzplanes der Stadtwerke ermitteln die Stadtwerke zum .......2013 
die Löschwassermengen die aus den vorhandenen Entnahmestellen (Hydran-
ten) des leitungsgebundenen Wasserversorgungsnetzes entnommen werden 
können. 

 
1.2 Die Löschwasserbedarfsanalyse der Stadt umfasst den Löschwasserbedarf, der 

zur Sicherstellung der ausreichenden Löschwasserversorgung nach § 2 Abs. 2 
Nr. 1 BrSchG notwendig ist. Grundlage hierfür sind die Anforderungen an den 
Grundschutz nach Maßgabe des DVGW-Arbeitsblattes W 405 (Bereitstellung 
von Löschwasser durch die öffentliche Trinkwasserversorgung). 

 
1.3 Die Stadtwerke ermitteln die an den vorhandenen Hydranten zur Verfügung ste-

henden Löschwassermengen unter Berücksichtigung der jederzeit für die Ge-
währleistung der Anschluss- und Versorgungspflicht der Trinkwasserversorgung 
notwendigen Wassermengen. 

 
1.4 Die hiernach an den vorhandenen Hydranten zur Verfügung stehenden Lösch-

wassermengen werden in einem Löschwasserbereitstellungsplan verzeichnet, 
der als Anlage 1 beigefügt ist. 
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1.5 Reichen die hiernach an den vorhandenen Hydranten zur Verfügung stehen-   

den Löschwassermengen nicht zur vollständigen Deckung der zur Sicherstel- 
lung der ausreichenden Löschwasserversorgung nach § 2 Abs. 2 Nr. 1 BrschG 
aus, können Stadt und Stadtwerke eine entsprechende Verstärkung des lei-
tungsgebundenen Wasserversorgungsnetzes und / oder des Einbaus weiterer 
Hydranten vereinbaren, soweit hierdurch hygienische Beeinträchtigungen der 
Beschaffenheit des vom Verband zu liefernden Trinkwassers oder sonstige    
Unregelmäßigkeiten in der Trinkwasserlieferung ausgeschlossen sind. Die Kos-
ten der Verstärkung des leitungsgebundenen Wasserversorgungsnetzes und / 
oder des Einbaus weiterer Hydranten trägt die Stadt. 

 
 
 
  2. 
 Ermittlung künftig notwendiger Löschwassermengen 

 
2.1 Ergeben sich durch die Erschließung von Neubaugebieten oder sonstige städte- 

bauliche Maßnahmen weitere Pflichten der Stadt zur Sicherstellung  ausreichen-
den Löschwasserversorgung nach § 2 Abs. 2 Nr. 1 BrSchG wird die erforderliche 
Dimensionierung des Wasserversorgungsnetzes zur Trinkwasserversorgung und 
Löschwasserbereitstellung sowie der erforderlichen Hydranten gemeinsam von 
Gemeinde und Verband im Rahmen der Bauleitplanung festgelegt. Grundlage 
hierfür sind ebenfalls die Anforderungen an den Grundschutz nach Maßgabe 
des DVGW-Arbeitsblattes W 405 (Bereitstellung von Löschwasser durch die öf-
fentliche Trinkwasserversorgung). 

 
2.2 Bei der Festlegung der vorzuhaltenden Löschwassermengen sind hygienische 

Beeinträchtigungen der Beschaffenheit des vom Verband zu liefernden Trink- 
wassers oder sonstige Unregelmäßigkeiten in der Trinkwasserlieferung auszu- 
schließen. 

 
2.3 Die hiernach an den einzubauenden Hydranten zur Verfügung stehenden 

Löschwassermengen werden im Löschwasserbereitstellungsplan nach Ziffer 1.4 
ergänzt. 

 
2.4 Die Mehrkosten für die nach Ziffer 2.1 notwendige Leitungsdimensionierung 

(Material- und Herstellungskosten) und erforderlichen Hydranten zur Bereit- stel-
lung der den örtlichen Verhältnissen angemessenen Löschwasserversor- gung 
trägt die Stadt. 

 
2.5 Die Kosten für die einzubauenden Hydranten tragen Stadt und Stadtwerke je zur 

Hälfte, wenn die Hydranten sowohl für Zwecke der Trinkwasserversorgung als 
auch zur Löschwasservorhaltung erforderlich sind. Die Kosten für Hydranten, die 
ausschließlich zur Löschwasservorhaltung eingebaut werden, trägt die Stadt. 
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 3. 
 Besondere Löschwasserversorgung 

 
3.1 Die Stadt stellt sicher, dass die Bauaufsichtsbehörde im Zusammenwirken mit 

der zuständigen Brandschutzdienststelle insbesondere im Baugenehmigungs-
verfahren prüft, ob im Einzelfall wegen einer erhöhten Brandlast oder Brand-
gefährdung eine besondere Löschwasserversorgung erforderlich ist. Wird diese 
Anforderung festgestellt, ist die Verpflichtung des Eigentümers, Besitzers oder 
Nutzungsberechtigten für diese besondere Löschwasserversorgung Sorge zu 
tragen, durch eine brandschutzrechtliche Auflage zur Baugenehmigung auszu-
sprechen. Die Stadt informiert die Stadtwerke über diese Auflage. 

 
3.2 Die Stadtwerke sind nicht verpflichtet, dem durch die Auflage beschwerten Ei-

gentümer, Besitzer oder sonstigen Nutzungsberechtigten die über die ausrei-
chende Löschwasserversorgung nach § 2 Abs. 2 Nr. 1 BrSchG hinausgehende 
Löschwassermenge ganz oder teilweise vorzuhalten. 

 
 
 
 4. 
 Kosten der Löschwasservorhaltung und -entnahme 

 
4.1 Für die ständige Vorhaltung der an den Hydranten zur Verfügung stehenden 

Löschwassermengen gemäß Ziffer 1.4 und Ziffer 2.3 zahlt die Stadt den Stadt-
werken ein monatliches Bereitstellungsentgelt in Höhe von ...... €, dessen Höhe 
jeweils zu Beginn eines neuen Wirtschaftsjahres überprüft und ggf. angepasst 
wird. 

 
4.2 Für die von der Feuerwehr der Stadt zu Übungs- und Brandbekämpfungs- zwe-

cken aus den Hydranten entnommenen Löschwassermengen zahlt die  Stadt 
den Stadtwerken ein Entnahmeentgelt in Höhe von ...... €/m3, dessen Höhe je-
weils zu Beginn eines neuen Wirtschaftsjahres überprüft und ggf. angepasst 
wird. Ist eine Erfassung der entnommenen Löschwassermengen   mittels geeich-
ter Messeinrichtungen nicht möglich, erfolgt die Verbrauchsermittlung durch 
Schätzung aufgrund der Angaben der Feuerwehr. 

 
 
 
 5. 
 Wartung und Instandhaltung der Hydranten 

 
5.1 Wartung und Instandhaltung der Hydranten einschließlich der Einwinterungs- 

arbeiten werden von den Stadtwerken im Rahmen der Wartung des Wasser- 
versorgungsnetzes durchgeführt. 
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5.2 Die hierdurch entstehenden Kosten tragen Stadt und Stadtwerke je zur Hälfte, 
wenn die Hydranten sowohl der Trinkwasserversorgung als auch der Löschwas-
servorhaltung dienen. Die Kosten für Hydranten, die ausschließlich der Lösch-
wasservorhaltung dienen, trägt die Stadt. 

 
5.3 Die Stadt und ihre Bediensteten, insbesondere die Feuerwehr der Stadt, haben 

den Stadtwerken festgestellte Funktionsmängel und / oder Schäden der Hydran-
ten unverzüglich mitzuteilen. Dies gilt auch für Schäden an den Hydranten die 
durch die Entnahme von Löschwasser zu Übungs- und Brandbekämpfungszwe-
cken entstehen. 

 
5.4 Die Anbringung von Hinweisschildern auf Hydrantenstandorte an Gebäuden  

und Grundstücken und deren Kontrolle obliegen der Stadt. 
 
 
 
 6. 
Umfang der Löschwasservorhaltung, Benachrichtigung bei Unterbrechungen 

 
6.1 Die Stadtwerke sind verpflichtet, Löschwasser nach Maßgabe des Löschwasser- 

bereitstellungsplanes an den hierfür vorgesehenen Hydranten jederzeit zur Ver-
fügung zu stellen. Dies gilt nicht soweit und solange der Verband an der Vorhal-
tung durch höhere Gewalt oder sonstige Umstände, deren Beseitigung dem 
Verband wirtschaftlich nicht zumutbar sind, gehindert ist.1 

 
6.2 Die Löschwasservorhaltung kann durch die Stadtwerke unterbrochen werden, 

soweit dies zur Vornahme betriebsnotwendiger Arbeiten am Wasserversor- 
gungsnetz erforderlich ist. Die Stadtwerke werden die Feuerwehr über jede be-
absichtigte Unterbrechung rechtzeitig informieren. Unvorgesehene Unter-
brechungen werden die Stadtwerke unverzüglich der Feuerwehr mitteilen. Die 
Feuerwehr richtet hierfür eine Telekommunikationsverbindung ein, die eine je-
derzeitige Entgegennahme diese Benachrichtigung durch die Stadtwerke ge-
währleistet. 

 
 
 7. 
 Löschwasserentnahmen durch die Feuerwehr 

 
7.1 Löschwasserentnahmen zu Übungszwecken können nur nach vorheriger Ab- 

sprache über Ort, Zeit und Löschwassermenge mit den Stadtwerken durch-
geführt werden. Die Stadtwerke sind berechtigt, jederzeit diese Löschwasser- 
entnahmen zu untersagen, wenn dies zur Sicherstellung der Trinkwasserver- 
sorgung notwendig ist. 

 

                                                                 

1 Als sonstiger Umstand gilt insbesondere der teilweise oder vollständige Ausfall der Wasserlie-
ferung des evtl. Vorlieferanten des Verbandes; dieser müsste dann im Vertrag genau genannt 
werden. 
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7.2 Notwendige Löschwasserentnahmen zu Brandbekämpfungszwecken sind den 
Stadtwerken unverzüglich von der Feuerwehr vor Aufnahme der Brandbe-
kämpfung mitzuteilen. Die Benachrichtigung erfolgt durch die Einsatzleitung   der 
Feuerwehr. Die Stadtwerke richten hierfür eine Telekommunikationsverbindung 
ein, die eine jederzeitige Entgegennahme diese Benachrichtigung durch die 
Feuerwehr gewährleistet. 

 
7.3 Notwendige Löschwasserentnahmen zu Brandbekämpfungszwecken sind von 

der Feuerwehr an den Hydranten nur im Rahmen der nach dem Löschwas- ser-
bereitstellungsplan möglichen Löschwassermengen vorzunehmen. Benötigt die 
Feuerwehr im Einzelfall darüber hinausgehende Löschwassermengen, sind die 
Stadtwerke unverzüglich zu informieren. 

 
7.4 Bei Löschwasserentnahmen zu Übungs- und Brandbekämpfungszwecken trägt 

die Feuerwehr dafür Sorge, dass Störungen der angeschlossenen Trink- was-
serkunden oder störende Rückwirkungen auf Einrichtungen der Stadtwerke oder 
Dritter oder Rückwirkungen auf die Trinkwassergüte ausgeschlossen sind.. 

 
7.5 Nach Beendigung der Löschwasserentnahmen sind die zur Löschwasserent- 

nahme beanspruchten Hydranten von der Feuerwehr ordnungsgemäß zu si-
chern. Der Zeitraum der Löschwasserentnahme, die in Anspruch genommenen 
Hydranten und das eingesetzte feuerwehrtechnische Gerät (Schläuche, Armatu-
ren etc.) sind den Stadtwerken schriftlich mitzuteilen. 

 
 
 8. 
 Koordinierungsstab 

 
Stadtwerke und Stadt richten einen Koordinierungsstab ein, der aus Mitarbeitern der 
Stadtwerke, Bediensteten des Ordnungs- und Bauamtes der Stadt sowie Angehörigen 
der Feuerwehr besteht und dessen Aufgabe es ist, die nach diesem Vertrag bestehen-
de gemeinsame Aufgabenerfüllung durch die Stadtwerke und die Stadt loyal, unbüro-
kratisch und fachübergreifend zu gewährleisten. 
 
 
 
 
 
 
........, den .......... 
 
Bürgermeister 
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 Vereinbarung 
 
 
 
 zwischen 
 
 
 
 
 der Stadt .............. 
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 Präambel 

 
Der Stadt obliegt nach den §§ 1 Abs. 1, 2 Abs. 1 und 2 Nr. 1 und 21 Abs. 1 Satz 1 des 
Brandschutz- und Hilfeleistungsgesetzes des Landes Sachsen-Anhalt (Brandschutzge-
setz - BrSchG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 7. Juni 2001 (GVBl. LSA S. 
190), die pflichtige Selbstverwaltungsaufgabe der Gefahrenabwehr, Maßnahmen zur 
Verhütung von Bränden zu treffen und eine ausreichende Löschwasserversorgung auf 
eigene Kosten sicherzustellen. 
 
Die Stadtwerke sind aufgrund des Konzessionsvertrages mit der Stadt vom .......... be-
rechtigt und verpflichtet, die öffentliche Wasserversorgung über ein leitungsgebun-
denes Versorgungsnetz in öffentlichen Straßen, Wegen, Plätzen und Brücken der  
Stadt sicherzustellen und jedermann an dieses Wasserversorgungsnetz anzuschlie- 
ßen und hieraus zu versorgen. 
 
Da die der Stadt derzeit zur Verfügung stehenden Löschwasserbereitstellungs-
kapazitäten außerhalb des leitungsgebundenen Wasserversorgungsnetzes des Ver- 
bandes zur Sicherstellung der ausreichenden Löschwasserversorgung nicht aus-
reichen, vereinbaren Gemeinde und Verband nach Maßgabe der nachstehenden Be-
stimmungen folgende Bereitstellung von Löschwasser über das leitungsgebundene 
Wasserversorgungsnetz der Stadtwerke: 
 
 
 
 § 1 
 Ermittlung der vorhandenen Löschwassermengen 

 
(1) Auf der Grundlage einer Löschwasserbedarfsanalyse der Stadt für ihr Gebiet 

und des Rohrnetzplanes der Stadtwerke ermitteln die Stadtwerke zum ....... die 
Löschwassermengen die aus den vorhandenen Entnahmestellen (Hydranten) 
des leitungsgebundenen Wasserversorgungsnetzes entnommen werden kön-
nen. 

 
(2) Die Löschwasserbedarfsanalyse der Stadt umfasst den Löschwasserbedarf, der 

zur Sicherstellung der den örtlichen Verhältnissen angemessenen Grundversor-
gung mit Löschwasser notwendig ist. Grundlage hierfür sind die Anforderungen 
an den Grundschutz nach Maßgabe des DVGW-Arbeitsblattes W 405 (Bereit-
stellung von Löschwasser durch die öffentliche Trinkwasserversorgung). 

 
(3) Die Stadtwerke ermitteln die an den vorhandenen Hydranten zur Verfügung ste-

henden Löschwassermengen unter Berücksichtigung der jederzeit für die Ge-
währleistung der Anschluss- und Versorgungspflicht der Trinkwasserversorgung 
notwendigen Wassermengen. 

 
(4) Die hiernach an den vorhandenen Hydranten zur Verfügung stehenden Lösch-
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wassermengen werden in einem Löschwasserbereitstellungsplan verzeichnet, 
der als Anlage 1 Bestandteil dieses Vertrages ist. 

 
(5) Reichen die hiernach an den vorhandenen Hydranten zur Verfügung stehen-   

den Löschwassermengen nicht zur vollständigen Deckung der zur Sicherstel- 
lung der ausreichenden Löschwasserversorgung nach § 2 Abs. 2 Nr. 1 BrschG 
aus, können Stadt und Stadtwerke eine entsprechende Verstärkung des lei-
tungsgebundenen Wasserversorgungsnetzes und / oder des Einbaus weiterer 
Hydranten vereinbaren, soweit hierdurch hygienische Beeinträchtigungen der 
Beschaffenheit des vom Verband zu liefernden Trinkwassers oder sonstige    
Unregelmäßigkeiten in der Trinkwasserlieferung ausgeschlossen sind. Die Kos-
ten der Verstärkung des leitungsgebundenen Wasserversorgungsnetzes und / 
oder des Einbaus weiterer Hydranten trägt die Stadt. 

 
 
 
 § 2 
 Ermittlung künftig notwendiger Löschwassermengen 

 
(1) Ergeben sich durch die Erschließung von Neubaugebieten oder sonstige städte- 

bauliche Maßnahmen weitere Pflichten der Stadt zur Sicherstellung  ausreichen-
den Löschwasserversorgung nach § 2 Abs. 2 Nr. 1 BrSchG wird die erforderliche 
Dimensionierung des Wasserversorgungsnetzes zur Trinkwasserversorgung und 
Löschwasserbereitstellung sowie der erforderlichen Hydranten gemeinsam von 
Gemeinde und Verband im Rahmen der Bauleitplanung festgelegt. Grundlage 
hierfür sind ebenfalls die Anforderungen an den Grundschutz nach Maßgabe 
des DVGW-Arbeitsblattes W 405 (Bereitstellung von Löschwasser durch die öf-
fentliche Trinkwasserversorgung). 

 
(2) Bei der Festlegung der vorzuhaltenden Löschwassermengen sind hygienische 

Beeinträchtigungen der Beschaffenheit des von den Stadtwerken zu liefernden 
Trinkwassers oder sonstige Unregelmäßigkeiten in der Trinkwasserlieferung 
auszuschließen. 

 
(3) Die hiernach an den einzubauenden Hydranten zur Verfügung stehenden 

Löschwassermengen werden durch Ergänzung des Löschwasserbereitstel-
lungsplans nach § 1 Abs. 4 Bestandteil dieses Vertrages. 

 
(4) Die Mehrkosten für die zur Vorhaltung der nach § 2 Abs. 3 vereinbarten Lösch-

wassermengen notwendige Leitungsdimensionierung (Material- und Herstel-
lungskosten) trägt die Stadt. 

 
(5) Die Kosten für die einzubauenden Hydranten tragen Stadt und Stadtwerke je zur 

Hälfte, wenn die Hydranten sowohl für Zwecke der Trinkwasserversorgung als 
auch zur Löschwasservorhaltung erforderlich sind. Die Kosten für Hydranten, die 
ausschließlich zur Löschwasservorhaltung eingebaut werden, trägt die Stadt. 
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 § 3 
 Besondere Löschwasserversorgung 

 
(1) Die Stadt stellt sicher, dass die Bauaufsichtsbehörde im Zusammenwirken mit 

der zuständigen Brandschutzdienststelle insbesondere im Baugenehmigungs-
verfahren prüft, ob im Einzelfall wegen einer erhöhten Brandlast oder Brand-
gefährdung eine besondere Löschwasserversorgung erforderlich ist. Wird diese 
Anforderung festgestellt, ist die Verpflichtung des Eigentümers, Besitzers oder 
Nutzungsberechtigten für diese besondere Löschwasserversorgung Sorge zu 
tragen, durch eine brandschutzrechtliche Auflage zur Baugenehmigung auszu-
sprechen. Die Stadt informiert die Stadtwerke über diese Auflage. 

 
(2) Die Stadtwerke sind nicht verpflichtet, dem durch die Auflage beschwerten Ei-

gentümer, Besitzer oder sonstigen Nutzungsberechtigten die über die ausrei-
chende Löschwasserversorgung nach § 2 Abs. 2 Nr. 1 BrSchG hinausgehende 
Löschwassermenge ganz oder teilweise vorzuhalten. 

 
 
 
 § 4 
 Kosten der Löschwasservorhaltung und –entnahme 

 
(1) Für die ständige Vorhaltung der an den Hydranten zur Verfügung stehenden 

Löschwassermengen gemäß § 1 Abs. 4 und § 2 Abs. 3 dieses Vertrages zahlt 
die Stadt den Stadtwerken ein monatliches Bereitstellungsentgelt in Höhe von 
...... €, dessen Höhe jeweils zu Beginn eines neuen Wirtschaftsjahres überprüft 
und ggf. angepasst wird. 

 
(2) Für die von der Feuerwehr der Stadt zu Übungs- und Brandbekämpfungs-

zwecken aus den Hydranten entnommenen Löschwassermengen zahlt die Stadt 
den Stadtwerken ein Entnahmeentgelt in Höhe von ...... €/m3, dessen Höhe je-
weils zu Beginn eines neuen Wirtschaftsjahres überprüft und ggf. angepasst 
wird. Ist eine Erfassung der entnommenen Löschwassermengen mittels geeich-
ter Messeinrichtungen nicht möglich, erfolgt die Verbrauchsermittlung durch 
Schätzung aufgrund der Angaben der Feuerwehr. 

 
 
 § 5 
 Wartung und Instandhaltung der Hydranten 

 
(1) Wartung und Instandhaltung der Hydranten einschließlich der Einwinterungs-

arbeiten werden von den Stadtwerken im Rahmen der Wartung des Wasser-
versorgungsnetzes durchgeführt. 
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(2) Die hierdurch entstehenden Kosten tragen Stadt und Stadtwerke je zur Hälfte, 
wenn die Hydranten sowohl der Trinkwasserversorgung als auch der Löschwas-
servorhaltung dienen. Die Kosten für Hydranten, die ausschließlich der Lösch-
wasservorhaltung dienen, trägt die Stadt. 

 
(3) Die Stadt und ihre Bediensteten, insbesondere die Feuerwehr der Stadt, haben 

den Stadtwerken festgestellte Funktionsmängel und/oder Schäden der Hydran-
ten unverzüglich mitzuteilen. Dies gilt auch für Schäden an den Hydranten die 
durch die Entnahme von Löschwasser zu Übungs- und Brandbe-
kämpfungszwecken entstehen. 

 
(4) Die Anbringung von Hinweisschildern auf Hydrantenstandorte an Gebäuden  

und Grundstücken und deren Kontrolle obliegen der Stadt. 
 
 
 
 § 6 
Umfang der Löschwasservorhaltung, Benachrichtigung bei Unterbrechungen 

 
(1) Die Stadtwerke sind verpflichtet, Löschwasser nach Maßgabe des Löschwasser- 

bereitstellungsplanes an den hierfür vorgesehenen Hydranten jederzeit zur Ver-
fügung zu stellen. Dies gilt nicht soweit und solange der Verband an der Vorhal-
tung durch höhere Gewalt oder sonstige Umstände, deren Beseitigung dem 
Verband wirtschaftlich nicht zumutbar sind, gehindert ist.1 

 
(2) Die Löschwasservorhaltung kann durch die Stadtwerke unterbrochen werden, 

soweit dies zur Vornahme betriebsnotwendiger Arbeiten am Wasserversor-
gungsnetz erforderlich ist. Die Stadtwerke werden die Feuerwehr über jede be-
absichtigte Unterbrechung rechtzeitig informieren. Unvorgesehene Unter-
brechungen werden die Stadtwerke unverzüglich der Feuerwehr mitteilen. Die 
Feuerwehr richtet hierfür eine Telekommunikationsverbindung ein, die eine je-
derzeitige Entgegennahme diese Benachrichtigung durch die Stadtwerke ge-
währleistet. 

                                                                 

1 Als sonstiger Umstand gilt insbesondere der teilweise oder vollständige Ausfall der Wasserlie-
ferung des evtl. Vorlieferanten des Verbandes; dieser müsste dann im Vertrag genau genannt 
werden. 

 
 
 § 7 
 Löschwasserentnahmen durch die Feuerwehr 

 
(1) Löschwasserentnahmen zu Übungszwecken können nur nach vorheriger Ab-

sprache über Ort, Zeit und Löschwassermenge mit den Stadtwerken durch-
geführt werden. Die Stadtwerke sind berechtigt, jederzeit diese Löschwasser-
entnahmen zu untersagen, wenn dies zur Sicherstellung der Trinkwasserver-
sorgung notwendig ist. 
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(2) Notwendige Löschwasserentnahmen zu Brandbekämpfungszwecken sind den 
Stadtwerken unverzüglich von der Feuerwehr vor Aufnahme der Brandbe-
kämpfung mitzuteilen. Die Benachrichtigung erfolgt durch die Einsatzleitung der 
Feuerwehr. Die Stadtwerke richten hierfür eine Telekommunikationsverbindung 
ein, die eine jederzeitige Entgegennahme diese Benachrichtigung durch die 
Feuerwehr gewährleistet. 

 
(3) Notwendige Löschwasserentnahmen zu Brandbekämpfungszwecken sind von 

der Feuerwehr an den Hydranten nur im Rahmen der nach dem Löschwas-
serbereitstellungsplan möglichen Löschwassermengen vorzunehmen. Benötigt 
die Feuerwehr im Einzelfall darüber hinausgehende Löschwassermengen, sind 
den Stadtwerken unverzüglich zu informieren. 

 
(4) Bei Löschwasserentnahmen zu Übungs- und Brandbekämpfungszwecken trägt 

die Feuerwehr dafür Sorge, dass Störungen der angeschlossenen Trink-
wasserkunden oder störende Rückwirkungen auf Einrichtungen der Stadtwerke 
oder Dritter oder Rückwirkungen auf die Trinkwassergüte ausgeschlossen sind. 

 
(5) Nach Beendigung der Löschwasserentnahmen sind die zur Löschwasserent-

nahme beanspruchten Hydranten von der Feuerwehr ordnungsgemäß zu si-
chern. Der Zeitraum der Löschwasserentnahme, die in Anspruch genommenen 
Hydranten und das eingesetzte feuerwehrtechnische Gerät (Schläuche, Armatu-
ren etc.) ist den Stadtwerken schriftlich mitzuteilen. 

 
 
 
 § 8 
 Haftung 

 
(1) Die gegenseitige Haftung der Stadtwerke und der Stadt ist auf Vorsatz und gro-

be Fahrlässigkeit beschränkt. 
 
(2) Stadtwerke und Stadt stellen sich gegenseitig von Ansprüchen Dritter, die auf-

grund von Haftungsursachen in der Verantwortungssphäre der Stadtwerke ge-
gen die Stadt und umgekehrt geltend gemacht werden, frei. Diese Freistellung 
umfasst auch eventuelle Prozesskosten. 

 
(3) Bestehen über diese Freistellung hinausgehende Versicherungsansprüche, wer-

den diese hiermit, soweit möglich, abgetreten. Stadtwerke und Stadt nehmen 
diese Abtretung wechselseitig an. 

 
 
 
 § 9 
 Koordinierungsstab 

 
 
Stadtwerke und Stadt richten einen Koordinierungsstab ein, der aus Mitarbeitern der 
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Stadtwerke, Bediensteten des Ordnungs- und Bauamtes der Stadt sowie Angehörigen 
der Feuerwehr besteht und dessen Aufgabe es ist, die nach diesem Vertrag bestehen-
de gemeinsame Aufgabenerfüllung durch die Stadtwerke und die Stadt loyal, unbüro-
kratisch und fachübergreifend zu gewährleisten.  
 
 
 
 § 10 
 Änderung der wirtschaftlichen Verhältnisse 

 
Tritt nach Vertragsabschluß eine wesentliche Veränderung der rechtlichen und tat-
sächlichen Verhältnisse ein, die bei Abschluss dieses Vertrages maßgebend waren, 
und sind infolgedessen die gegenseitigen Verpflichtungen der Stadtwerke und der Stadt 
in ein grobes Missverhältnis geraten, werden Stadtwerke und Stadt eine angemessene 
Anpassung des Vertrages an die geänderten Verhältnisse herbeiführen. 
 
 
 
 § 11 
 Unwirksamkeit von Vertragsbestimmungen 

 
Sollte eine der in diesem Vertrag enthaltenen Bestimmungen unwirksam sein oder wer-
den, wird die Wirksamkeit der übrigen Bestimmungen dadurch nicht berührt. Stadtwer-
ke und Stadt verpflichten sich jedoch, eine unwirksame Bestimmung durch eine wirk-
same, der unwirksamen Bestimmung möglichst gleichkommende Bestim- mung, zu er-
setzen. 
 
 
 § 12 
 Schlussbestimmungen 

 
(1) Die Stadtwerke verpflichten sich für jeden Fall der Rechtsnachfolge durch ein 

anderes Unternehmen, ihre Rechte und Pflichten aus diesem Vertrag auf den 
Rechtsnachfolger mit der Maßgabe zu übertragen, dass auch dieser seine Nach-
folger wiederum entsprechend verpflichtet. 

 
(2) Änderungen und Ergänzungen des Vertrages bedürfen der Schriftform, soweit 

nicht die notarielle Beurkundung der Änderungen und Ergänzungen gesetzlich 
vorgeschrieben ist, sowie der ausdrücklichen Bezugnahme auf diesen Vertrag. 

 
(3) Stadtwerke und Stadt erhalten je eine Ausfertigung des Vertrages sowie künf-

tiger Änderungen und Ergänzungen. 
 
(4) Der Vertrag tritt nach zustimmender Beschlussfassung der Stadtverordneten-

versammlung der Stadt und des Aufsichtsrates der Stadtwerke mit seiner Unter-
zeichnung durch die Stadt und die Stadtwerke in Kraft.  
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..........., den .......... ..........., den .......... 
 
Stadt  Stadtwerke 
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Nr. 421 
Anmerkung zum Urteil des OVG LSA vom 21.08.2018 – Az.: 4 K 221/15  

(zu KNSA 453/2018 in dieser Ausgabe)  
 

In unserem KNSA-Beitrag 453/2018 in dieser Ausgabe haben wir in das Urteil des Oberverwal-

tungsgerichtes des Landes Sachsen-Anhalt (OVG LSA) vom 21.08.2018 – Az.: 4 K 221/15 – veröf-

fentlicht. Das OVG LSA greift in dieser Entscheidung sowohl in seinen Leitsätzen als auch in der 

umfassenden Urteilsbegründung eine Vielzahl von Problemfragen im Zusammenhang mit der Bei-

tragserhebung für öffentliche leitungsgebundene Einrichtungen auf. An dieser Stelle setzen wir uns 

mit der im ersten Leitsatz formulierten Auffassung des OVG LSA auseinander, dass in Folge der 

Beitragserhebungspflicht des § 6 Abs. 1 Satz 1 KAG LSA bei Herstellungsbeiträgen grundsätzlich 

ein aufwandsdeckender Beitragssatz festgesetzt werden muss.  

 

Eine bewusste Finanzierungsentscheidung, mit der auf eine eigentlich mögliche Aufwandsdeckung 

durch Beiträge aus (sozial-) politischen oder damit vergleichbaren Gründen oder aufgrund einer 

Fehleinschätzung zur Aufwandsdeckung durch Gebühren verzichtet wird, hält das Gericht für nicht 

zulässig. Allerdings dürfe die beitragserhebende Körperschaft einen „Sicherheitsabstand“ zwischen 

festgesetztem und höchst zulässigem Beitragssatz vornehmen und eine unter 100 % liegende De-

ckungsquote festsetzen, ohne insoweit eine spezifische Begründung zu den konkreten Risiken geben 

zu müssen. Dieser „Sicherheitsabstand“ liege bei bis zu 20 %, sodass eine aus Vorsorgegesichtspunk-

ten festgesetzte Deckungsquote zwischen 80 % und 100 % erlaubt sei.  

 

Eine noch niedrigere Deckungsquote sei allerdings selbst unter Berufung auf spezifische Risiken 

nicht zulässig. Eine Überschreitung des „Sicherheitsabstandes“ von bis zu 20 % habe eine Verletzung 

der Beitragserhebungspflicht zur Folge und führe zur Nichtigkeit des Beitragssatzes und damit zur 

Nichtigkeit der gesamten Beitragssatzung. Ausdrücklich wendet sich das Gericht in diesem Urteil 

von der zuvor vom ersten Senat vertretenen Rechtsauffassung ab, dass es allein darauf ankäme, dass 

der festgesetzte Beitragssatz im Ergebnis nicht dem Aufwandsüberschreitungsverbot widerspricht. 

 

Aus verschiedenen Gründen betrachten wir diese Rechtsprechung kritisch. Richtig ist, dass § 6 Abs. 

1 KAG LSA eine Beitragserhebungspflicht normiert. Bei der Interpretation der gesetzlichen Rege-

lungen, ist unseres Erachtens insbesondere vor dem Hintergrund der Gesetzeshistorie auch ein ande-

res Ergebnis vertretbar. So schränkt zunächst § 6 Abs. 1 zweiter Halbsatz die Beitragserhebungs-

pflicht ein, dass die Beitragserhebungspflicht nur insoweit besteht, als der Aufwand nicht durch Ge-

bühren gedeckt ist oder ein privatrechtliches Entgelt gefordert wird.  

 

Das OVG LSA nimmt an, dass gleichwohl aus der Gesetzessystematik sowie dem Sinn und Zweck 

des Gesetzes folge, dass grundsätzlich ein aufwandsdeckender Beitrag festgesetzt werden müsse. Das 

Gericht geht dabei davon aus, dass mit der Verpflichtung zur Aufwandsdeckung der kommunalhaus-

haltsrechtlichen Forderung Rechnung getragen werde, dass die Kommunen die zur Erfüllung ihrer 

Aufgaben erforderlichen Finanzmittel aus Entgelten für ihre Leistungen, soweit dies vertretbar und 

geboten ist, und im Übrigen aus Steuern zu beschaffen haben, soweit die sonstigen Finanzmittel nicht 

ausreichen.  

 

§ 99 Abs. 2 Nr. 1 KVG LSA schreibt den Kommunen prioritär vor, dass sie die zur Erfüllung ihrer 

Aufgaben erforderlichen Finanzmittel aus Entgelten für ihre Leistungen zu erheben haben. Sowohl 

Gebühren als auch Beiträge stellen derartige Leistungsentgelte dar. Eine Vor- oder Nachrangigkeit 

der einen oder anderen dieser Finanzierungsquellen schreibt die Kommunalverfassung nicht vor. 

Mithin kann davon ausgegangen werden, dass Beitrags- und Gebührenerhebung grundsätzlich gleich-

rangige Refinanzierungsquellen für die Kommunen oder auch für Zweckverbände darstellen. Auch 

vor dem Hintergrund der Gesetzeshistorie erscheint diese Sichtweise plausibler. So sah der Gesetz-

entwurf der Landesregierung vom 01.11.1995 (Drs. 2/1556) unter § 6 Abs. 1 nicht nur die ausdrück-
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liche Regelung einer Beitragserhebungspflicht vor. Im letzten Halbsatz des § 6 Abs. 1 sollte ur-

sprünglich geregelt werden, dass von den Investitionskosten für leitungsgebundene Einrichtungen 

höchstens 50 v. H. durch einmalige Beiträge refinanziert werden dürfen. In § 6 Abs. 1 S. 2 sollte aus-

drücklich darauf hingewiesen werden, dass darüberhinausgehende Investitionskosten aus laufenden 

Benutzungsgebühren in Form von Abschreibungen und kalkulatorischen Zinsen zu refinanzieren 

sind. Der Gesetzesbegründung war hierzu zu entnehmen, dass hierdurch die oft sehr hohen einmali-

gen Belastungen gemindert werden sollten. Durch das Umlegen auf Gebühren ergebe sich eine grö-

ßere Verteilungswirkung.  

 

Die Landesregierung verglich die Situation bei den leitungsgebundenen Einrichtungen mit der Ab-

fallbeseitigung, in der sich Gesetzgeber und Rechtsprechung von dem Gedanken leiten ließen, dass 

der Mensch den Abfall produziert; das Abfallaufkommen somit von der Zahl der Personen eines 

Haushaltes und nicht von der Frage abhängig sei, ob diese Personen zufälligerweise auf einem klei-

nen oder großen Grundstück wohnen. Die Interessenlage sei bei öffentlichen Einrichtungen nicht 

grundsätzlich anders. Außerdem wurde darauf verwiesen, dass sich mit dem Rückgriff auf einen 

(teilweise) Beitragsverzicht und höhere Gebührenerhebungen auch im Lande auftretende Problemfäl-

le lösen ließen. Bei einer ganz oder teilweisen Umlegung der Kosten auf Gebühren bei gleichzeiti-

gem Verzicht auf Beiträge entfalle das Problem der stark unterschiedlichen Kostenbelastung zwi-

schen Alt- und Neuanschließern. Durch das Beitragserhebungsverbot in Höhe der Hälfte der Kosten, 

habe man diesen Weg teilweise vorgeben wollen.  

 

Daraus, dass dieser Änderungsvorschlag der Landesregierung nicht in das Gesetz eingeflossen ist, 

lässt sich unseres Erachtens jedoch nicht ableiten, dass der Gesetzgeber hiermit grundsätzlich die 

vollständige Deckung der erforderlichen Investitionsaufwendungen über einen Beitrag beabsichtigte. 

Denn mit diesem Gesetz wurde in § 6 Abs. 5 durch einen neuen Satz 6 auch geregelt, dass für Ein-

richtungen der Wasserversorgung und Abwasserbeseitigung durch die Landkreise und Gemeinden 

Grenzwerte für eine vertretbare Beitragsbelastung festgesetzt werden können. Insoweit unterscheidet 

sich die Rechtslage in Sachsen-Anhalt von der in Bezug genommenen Rechtslage in Mecklenburg-

Vorpommern (Driehaus, Kommentar zum Kommunalabgabenrecht, § 8 Rn. 1617).  

 

Dem Plenarprotokoll vom 25.04.1996 ist hierzu zu entnehmen, dass es in den betreffenden Paragra-

fen um Grenzen der Beitragsbelastungen geht. Genau genommen, so führte der damalige Minister 

des Inneren, Herr Dr. Püschel aus, habe der Satz die Funktion eines Appells an die Satzungsgeber, 

vertretbare Obergrenzen zu berücksichtigen. Es gehe um insgesamt vertretbare Beitragsgrenzen. 

Weiter ist dem Protokoll zu nehmen, dass die CDU, so der Abgeordnete Herr Becker, habe verhin-

dern können, dass der kommunale Gestaltungsspielraum weiter eingeengt wird. Als Beispiel hierfür 

benannte der Abgeordnete die in § 6 Abs. 1 ursprünglich vorgesehene Grenze, dass die Investitionen 

zu einem Anteil von 50 % über Beiträge und zu einem Anteil von 50 % über Gebühren abzuwickeln 

sind. Danach ging es bei der Nichtaufnahme dieses Änderungsvorschlages also gerade nicht darum 

den Gestaltungsspielraum der Aufgabenträger prioritär auf eine aufwandsdeckende Beitragserhebung 

zu begrenzen, sondern im Gegenteil darum, den Gestaltungsspielraum nicht in dieser Art und Weise 

einzuengen.  

 

Aber auch im Kontext zu den in § 5 zeitgleich vorgenommenen Änderungen erscheint die enge 

Sichtweise des Gerichtes als nicht sachgerecht. In § 5 wurde geregelt, dass Abschreibungen aus-

schließlich auf Basis der Anschaffungs- und Herstellungskosten ermittelt werden und in die Gebüh-

renkalkulation einfließen können; zumindest bis zu einem damals auf den 31.12.2000 festgelegten 

Zeitpunkt. Außerdem wurden zeitgleich unter anderem Beiträge als Abzugskapital von diesen An-

schaffungs- und Herstellungskosten definiert. Die Annahme, dass die Beitragserhebungspflicht forde-

re, Investitionsaufwendungen grundsätzlich vollständig über Beiträge zu refinanzieren, würde im 

Ergebnis demnach dazu führen, dass Abschreibungen für leitungsgebundene Einrichtungen grund-

sätzlich nicht anfallen können. Laut Gesetzesbegründung ist der Gesetzgeber bei den Neuregelungen 
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in § 5 aber davon ausgegangen, dass die Systematik der Finanzierung einer leitungsgebundenen Ein-

richtung davon ausgeht, dass eine Anlage zur Verfügung gestellt wird, die von den Anschlussneh-

mern und eventuell vom Staat sofort (in Form von Beiträgen und Zuwendungen) oder Zug um Zug 

(in Form von Gebühren) refinanziert wird. 

 

Der Gesetzgeber selbst ging demnach bei der Neuregelung von einem Nebeneinander der Refinanzie-

rungsmöglichkeiten von Investitionskosten in Form von Beiträgen oder über Gebühren aus.  

 

Richtig ist die Annahme, dass die gesetzliche Formulierung einer Beitragserhebungspflicht dazu füh-

ren muss, dass die Investitionskosten zumindest überwiegend in Form von Beiträgen refinanziert 

werden. Darüber hinaus sehen wir aber im Kontext zur Historie dieses Gesetzes einen Spielraum für 

die Aufgabenträger zur Festsetzung einer politisch gewünschten Aufwandsunterdeckung bei der Bei-

tragserhebung mit dem Ergebnis, dass die Investitionsaufwendungen im Übrigen über in der Gebüh-

renkalkulation zu berücksichtigende Abschreibungen nachträglich refinanziert werden können. Dies 

erscheint auch unproblematisch, da insbesondere die Nutzer der öffentlichen Einrichtungen und nicht 

nur zwingend der Eigentümer eines Grundstückes einen Vorteil aus dieser Einrichtung ziehen. Im 

Übrigen konnte vor dem Hintergrund der ausgesetzten Abschreibung von Wiederbeschaffungszeit-

werten nur so sichergestellt werden, dass die Nutzer der Einrichtung überhaupt an deren Investitions-

kosten beteiligt werden. Bei einer vollständigen Deckung der Investitionsaufwendungen über Beiträ-

ge würden unter diesen Prämissen keine Abschreibungen erwirtschaftet, sodass auch im Falle der 

Erneuerung Abschreibungserlöse zur Refinanzierung der aus den Erneuerungsbeiträgen erwachsenen 

Beitragslast nicht zur Verfügung stünde. Dieses Ergebnis liefe den aus der Gesetzesbegründung er-

sichtlichen Motiven des Gesetzgebers vollständig zuwider.  

 

Zwar erkennt das OVG durch seinen auf 20 % beschränkten Sicherheitsabstand eine Unterschreitung 

der vollständigen Aufwandsdeckung ohne spezifische Begründung an, lehnt aber eine noch niedrige-

re Deckungsquote selbst unter Berufung auf spezifische Risiken als unzulässig ab. Diese Einschrän-

kung wird unseres Erachtens dem Spielraum, welchen der Gesetzgeber den Kommunen bzw. Aufga-

benträger überlassen wollte, nicht gerecht.  

 

KNSA 421/2018 vom 24.10.2018 pa-kr 
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Andrea Pankrath

Von: Andrea Pankrath

Gesendet: Montag, 27. August 2018 10:26

An: 'Peter.Blazek@ssg-sachsen.de'

Betreff: dingliche Sicherung von öffentlichen Abwasseranlagen, die in den 

Nachwendejahren errichtet wurden

Anlagen: OVG LSA_dinglicheSicherung_§93WHG.pdf

Sehr geehrter Herr Blazek,  

wir kommen zurück auf Ihre Anfrage vom 05. Juli bezüglich der dinglichen Sicherung von öffentlichen 
Abwasseranlagen, die in den Nachwendejahren errichtet wurden.  

Auch in Sachsen-Anhalt gibt es in der Tat eine Reihe von nicht gesicherten Leitungsrechten. Eine Abfrage bei 
unserem Arbeitskreis Zweckverbände führte zu dem Ergebnis, dass einige Verbände gegenwärtig damit befasst sind, 
die Sicherung dieser Leitungsrechte nachzuholen. In der Praxis geschieht das in der Regel dadurch, dass mit den 
Grundstückseigentümern schuldrechtliche Gestattungsverträge geschlossen werden und anschließend gegen 
Zahlung einer Entschädigung eine entsprechende Sicherung des Durchleitungsrechtes mittels Eintrag ins Grundbuch 
erfolgt. Ganz überwiegend, so die Rückmeldungen, ist dieses Vorgehen von Erfolg gekrönt. In den Fällen, in denen 
eine einvernehmliche Einigung nicht erzielt werden kann, kann als Rechtsgrundlage auf § 93 WHG zurückgegriffen 
werden. Das OVG LSA lässt in seinem Beschluss vom 27.08.2014 (Az. 2 L 118/13; als Anlage anbei) ausdrücklich zu, 
dass § 93 WHG auch dann zur Anwendung kommen kann,  wenn dadurch ein formell rechtswidriger Zustand 
nachträglich legalisiert werden soll. Natürlich müssen hierfür die Voraussetzungen – Mehraufwand oder 
Zweckmäßigkeit – erfüllt sein. Zur Begründung führt das Gericht aus, dass es wirtschaftlich sinnlos wäre und durch 
die schutzwürdigen Belange nicht gefordert sei, eine für das Durchleiten schon vorhandene Anlage zunächst von 
dem Grundstück zu entfernen, um sodann in einer neuerlichen Planungsphase darüber zu entscheiden, ob die 
Anlage mit dem Mittel einer Duldungsverfügung erneut und ggf. sofort in das Grundstück eingebracht, also der 
frühere Zustand wieder hergestellt werden darf. 

Problematisch blieben bei uns daher allein die Fälle, in denen die Voraussetzungen des § 93 WHG nicht vorliegen. 
Bisher liegen uns aber keine Informationen vor, dass es zu derartigen Fallkonstellationen bereits gekommen wäre. 
Fraglich könnte in derartigen Fällen im Übrigen sein, inwieweit es für die von Ihnen vorgeschlagene Lösung 
(Erstreckung des § 9 GBBerG i. V. m. §§ 6 ff SachenR-DV) dann eine sachliche Rechtfertigung für diesen Eingriff gäbe. 

Im Ergebnis hielten wir es für sinnvoll, ggf. eine gesetzliche Klarstellung in § 93 WHG anzuregen, um die von Ihnen 
geschilderte umstrittene Rechtslage zu beseitigen.  Die Rechtsprechung unseres OVG hierzu halten wir für 
folgerichtig und sachlich begründet. Weiteren Handlungsbedarf sehen wir gegenwärtig nicht. Gleichwohl sind wir 
gern bereit, uns an der weiteren Erörterung zu beteiligen. Wir bitten Sie daher um weitere Informationen zu Ihrem 
Vorgehen, insbesondere auch zu ggf. erfolgenden weiteren Rückmeldungen aus anderen Verbänden.  

Mit freundlichen Grüßen 
Im Auftrage 

Andrea Pankrath 

Städte- und Gemeindebund Sachsen-Anhalt 
Sternstr. 3, 39104 Magdeburg 
Tel. 0391 5924-372 
Fax: 0391 5924-444 
E-Mail: a.pankrath@sgsa.info
Internet: www.kommunales-sachsen-anhalt.de
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Gericht: Oberverwaltungsgericht des Landes Sachsen-Anhalt 2. Senat
Entscheidungsdatum: 27.08.2014
Aktenzeichen: 2 L 118/13
ECLI: ECLI:DE:OVGST:2014:0827.2L118.13.0A
Dokumenttyp: Beschluss
Quelle:

Normen: § 92 S 2 WHG, § 93 S 1 WHG, § 93 S 2 WHG
Zitiervorschlag: Oberverwaltungsgericht des Landes Sachsen-Anhalt, Beschluss vom 27.

August 2014 – 2 L 118/13 –, juris

 

Duldungverfügung bezüglich einer Abwasserleitung

Leitsatz

Eine Duldungsverfügung nach § 93 WHG kann auch zulässig sein, wenn dadurch ein formell
rechtswidriger Zustand nachträglich legalisiert werden soll (BVerwG, Beschl. v. 16.02.2007 - 7
B 8.07 -, NVwZ 2007, 707, RdNr. 16 in juris). Dies gilt nicht nur für die Fälle, in denen Leitun-
gen - etwa aufgrund einer schuldrechtlichen Gestattung - zunächst rechtmäßigerweise verlegt
wurden und erst nachträglich ein rechtswidriger Zustand entstanden ist.(Rn.10)

Fundstellen

LKV 2015, 45-48 (Leitsatz und Gründe)
ZUR 2015, 291-292 (Leitsatz und Gründe)
Verfahrensgang

vorgehend VG Magdeburg, 13. Juni 2013, 9 A 124/12, Urteil
Diese Entscheidung zitiert

 Rechtsprechung
Vergleiche BVerwG 7. Senat, 16. Februar 2007, 7 B 8/07
 

Gründe

I.

1 Der Kläger wendet sich gegen eine wasserrechtliche Verfügung des Beklagten, mit der
dem Kläger (nachträglich) auferlegt wurde, eine bereits im Jahr 1996 auf dem Grund-
stück des Klägers verlegte Schmutzwasserleitung zu dulden.

2 Das Verwaltungsgericht hat die Klage abgewiesen und zur Begründung im Wesentlichen
Folgendes ausgeführt: Auf der Grundlage des § 93 Satz 1 WHG könne die zuständige Be-
hörde u.a. Eigentümer von Grundstücken verpflichten, das Durchleiten von Abwasser
sowie die Errichtung und Unterhaltung der dazu dienenden Anlagen zu dulden, soweit
dies zur Abwasserbeseitigung erforderlich sei. Eine solche Maßnahme sei gemäß § 93
Satz 2 i.V.m. § 92 Satz 2 WHG nur dann erforderlich, wenn das Vorhaben anders nicht
ebenso zweckmäßig oder nur mit erheblichem Mehraufwand durchgeführt werde und der
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von dem Vorhaben zu erwartende Nutzen erheblich größer sei als der Nachteil des Be-
troffenen. Daher kämen wasserbehördliche Zwangsanordnungen nur in Betracht, wenn
sich der Träger der wasserwirtschaftlichen Maßnahme und der betroffene Grundstücks-
eigentümer nicht über die Einräumung eines Leitungsrechts durch die Einräumung einer
Grunddienstbarkeit einigen könnten. Solche Vorverhandlungen hätten hier nicht bzw.
nicht in umfassendem Umfang stattgefunden, da die Schmutzwasserleitung bereits im
Jahr 1996 verlegt worden sei. Die Erteilung eines Zwangsleitungsrechts sei aber auch
nachträglich möglich, um so einen formell rechtswidrigen Zustand nachträglich zu lega-
lisieren. Für die Beurteilung der Rechtmäßigkeit einer solchen nachträglichen Bestellung
eines Zwangsrechts sei darauf abzustellen, ob bei einer fiktiven Neuverlegung auf der
bisherigen Trasse zum jetzigen Zeitpunkt die Anordnung eines Zwangsrechts statthaft
wäre. Dem entsprechend komme es nicht darauf an, ob die Verlegung im Jahr 1996 auf
einem Verschulden des Beigeladenen oder seines Rechtsvorgängers beruhe. Das Durch-
leiten von Abwasser über das Grundstück des Klägers sei erforderlich. Es reiche aus,
dass die Inanspruchnahme des Grundstücks für die Durchführung des Vorhabens ver-
nünftig und sinnvoll sei. Es bestehe keine Alternative für die Verlegung der Abwasserlei-
tung. Die Behörde habe Alternativplanungen berücksichtigt und diese wegen des erheb-
lichen Mehraufwandes verworfen. Sie habe für die bestehende Leitungsführung im Jahr
2012 Kosten in Höhe von 42.553,20 € veranschlagt und für die Alternativlösung in Form
der Verlegung als Druckrohleitung DN 80 Kosten in Höhe von 139.144,32 € ermittelt.
Darüber hinaus falle die flächenmäßige Inanspruchnahme des klägerischen Grundstücks
von insgesamt 260 m² im Vergleich zur Größe des gesamten Grundstücks von 5.737 m²
nicht wesentlich ins Gewicht. Aufgrund der Größe und des Zuschnitts des Grundstücks
würden baulichen Maßnahmen nicht ausgeschlossen oder unzumutbar erschwert, zumal
die unterirdische Leitungsführung der bisher ausgeübten Nutzung als Wiese nicht ent-
gegenstehe und diese Nutzung weiterhin problemlos möglich sei. Sogar eine Bebauung
über der Leitung – wenn auch ohne Kellergeschoss – sei nach den Angaben des Beige-
ladenen möglich. Der pauschale Einwand des Klägers, dass eine andere Verlegung über
das Grundstück möglich gewesen wäre, genüge nicht. Der von der PWU Planungsgesell-
schaft mbH Wasser- und Umwelttechnik (PWU) ermittelte Kostenansatz sei nicht zu be-
anstanden und werde auch vom Kläger nicht substantiiert bestritten.

II.

3 A. Der Antrag auf Zulassung der Berufung hat keinen Erfolg.

4 Die geltend gemachten ernstlichen Zweifel an der Richtigkeit der erstinstanzlichen Ent-
scheidung (§ 124 Abs. 2 Nr. 1 VwGO) bestehen nicht. Solche Zweifel liegen nur dann vor,
wenn ein einzelner tragender Rechtssatz oder eine einzelne erhebliche Tatsachenfest-
stellung mit schlüssigen Gegenargumenten in Frage gestellt worden sind (vgl. BVerfG,
Beschl. v. 20.12.2010 – 1 BvR 2011/10 –, NVwZ-RR 2011, 546, m.w.N.). Dies ist hier nicht
der Fall.

5 1. Der Kläger rügt, das Verwaltungsgericht habe den nicht schlüssigen Vortrag des Be-
klagten und des Beigeladenen übernommen, dass ein anderweitiges Verlegen der Ab-
wasserleitung auf dem betroffenen Grundstück nicht zweckmäßig sei bzw. nur mit er-
heblichem Mehraufwand durchgeführt werden könne. Es sei indes nicht ermittelt wor-
den, welche Kosten entstanden wären, wenn die Leitung über sein Grundstück an ande-
rer Stelle in offener Bauweise verlegt worden wäre, was – anders als bei der in der Ver-
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gleichsberechnung dargestellten Variante – nicht die Errichtung eines weiteren Pump-
werks erfordert hätte. Damit vermag der Kläger nicht durchzudringen.

6 Eine Duldungsverpflichtung nach § 93 i.V.m. § 92 Satz 2 WHG ist nicht nur dann erforder-
lich, wenn das Vorhaben anders nur mit erheblichem Mehraufwand durchgeführt werden
kann. Vielmehr genügt es nach diesen Regelungen, wenn das Vorhaben anders nicht
ebenso zweckmäßig durchgeführt werden kann und der von dem Vorhaben zu erwar-
tende Nutzen erheblich größer ist als der Nachteil des Betroffenen. Die Merkmale der
Zweckmäßigkeit und des Mehraufwandes stehen in einem Alternativverhältnis, so dass
die Befugnis der Behörde, den Eigentümer oder Nutzungsberechtigten zur Duldung zu
verpflichten, eröffnet ist, wenn eine der beiden Voraussetzungen erfüllt ist (vgl. OVG NW,
Beschl. v. 21.01.2005 – 20 A 157/04 –, juris, RdNr. 10; VG Schwerin, Urt. v. 29.06.2012
– 7 B 280/12 –, juris, RdNr. 19, m.w.N.; Czychowski/Reinhardt, WHG, 10. Aufl., § 92 Rd-
Nr. 12).

7 Das Verwaltungsgericht hat sich in Bezug auf die Zweckmäßigkeit der Zwangsmaßnah-
me auf die Ausführungen in den angefochtenen Bescheiden gestützt. Im Ausgangsbe-
scheid führte der Beklagte aus, die gewählte Variante sei auch unter Berücksichtigung
der Standortverhältnisse (Geländetiefpunkt, Nähe zum Gewässer, Grundverhältnisse) die
zweckmäßigste Variante. Im Widerspruchsbescheid heißt es (vgl. Seite 4, erster Absatz),
die Maßnahme habe in nicht offener Bauweise (Vortriebsverfahren Flow-Tex) durchge-
führt werden können, wodurch die Verlegung der Druckrohrleitung und des Entwässe-
rungskanals in offener Bauweise unter schwierigen Baugrundbedingungen (hohe Grund-
wasserstände, instabiler Baugrund, hohe Aufwendungen für Wasserhaltung und Baugru-
bensicherung) in der Bachniederung parallel zum Zapfenbach umgangen worden sei. Die
Widerspruchsbehörde bezog sich in der weiteren Begründung (vgl. Seite 6, 2. Absatz)
ferner auf die Stellungnahme des Beigeladenen vom 24.11.2009 (Bl. 148 des Verwal-
tungsvorgangs). Darin heißt es, der Kanal habe nach der ursprünglichen Ausführungs-
planung ufernah am Zapfenbach verlegt werden sollen, um die Grundstücksinanspruch-
nahme so gering wie möglich zu halten. Hierzu wäre es jedoch erforderlich gewesen,
mindestens einen Schacht zu setzen, da der Trassenverlauf dem Bogen des Baches fol-
ge. Während der Bauphase habe sich herausgestellt, dass eine Verlegung des Entwäs-
serungskanals mit Schachtbauwerken in offener Bauweise nicht möglich sei. Unter den
vorliegenden Bodenverhältnissen sei auf dem Grundstück des Klägers in der Bachniede-
rung parallel zum Zapfenbach jeglicher Tiefbau unmöglich gewesen. Daher sei der Kanal
mit dem grabenlosen Vortriebsverfahren Flow-Tex hergestellt worden. Ziel- und Startgru-
be hätten das Grundstück nicht berührt. Im Widerspruchsbescheid heißt es weiter, die
Leitung habe das Grundstück des Klägers diagonal durchqueren müssen, weil das Vor-
triebsverfahren nur für geradlinige Trassenverläufe anwendbar sei.

8 Diese schlüssigen Erwägungen hat der Kläger weder in der Klagebegründung noch im
Zulassungsantrag substantiiert angegriffen. Insbesondere hat er keine Anhaltspunkte
vorgetragen, die Zweifel daran aufkommen lassen, dass die vom Beigeladenen gegeben
Darstellung der Grundverhältnisse unzutreffend sein könnten. Woraus der Kläger her-
leitet, das Verwaltungsgericht habe nicht erkannt, dass das Pumpwerk 2 nicht mehr auf
dem Grundstück des Klägers sondern in der Straße „Am B. “ errichtet wurde, erschließt
sich dem Senat nicht. Im Tatbestand des Urteils wird die Begründung des angefochtenen
Bescheides wiedergegeben, in der u.a. ausgeführt wird, dass das Pumpwerk 2 nicht auf
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dem Grundstück des Klägers habe ausgeführt werden können und im Ergebnis der Um-
planung das erforderliche Pumpwerk 2 in der Straße „Am B. “ errichtet worden sei.

9 2. Ohne Erfolg wendet der Kläger ein, falsch sei der im Widerspruchsbescheid wiederge-
gebene Vortrag des Beigeladenen, dass auf seinem Grundstück nach den ursprünglichen
Planungen ein Pumpwerk habe errichtet werden sollen und die Voreigentümerin ihr Ein-
verständnis dazu erklärt habe. Unabhängig davon, dass sowohl die Widerspruchsbehör-
de (vgl. Seite 3 des Widerspruchsbescheides) als auch der Beigeladene (vgl. Schreiben
vom 26.06.2008) davon ausgegangen sind, dass gerade keine Einverständniserklärung
der Voreigentümerin zur Errichtung eines Pumpwerks auf dem Grundstück des Klägers
vorlag, ist für das Verwaltungsgericht nicht von entscheidungserheblicher Bedeutung ge-
wesen, ob ursprünglich ein Pumpwerk auf dem Grundstück errichtet werden sollte und
ob die Voreigentümerin hierzu ihr Einverständnis abgegeben hatte. Der Kläger legt auch
nicht dar, inwieweit diese Umstände entscheidungserheblich sein sollen.

10 3. Ebenfalls ohne Erfolg beanstandet der Kläger, sein Grundstück sei im Jahr 1996 in
rechtswidriger Weise ohne Vorankündigung in Anspruch genommen worden. Wie be-
reits das Verwaltungsgericht zutreffend unter Bezugnahme auf die Rechtsprechung des
Bundesverwaltungsgerichts ausgeführt hat, kann eine Duldungsverfügung auch zuläs-
sig sein, wenn dadurch ein formell rechtswidriger Zustand nachträglich legalisiert wer-
den soll (BVerwG, Beschl. v. 16.02.2007 – 7 B 8.07 –, NVwZ 2007, 707, RdNr. 16 in juris).
Es wäre wirtschaftlich sinnlos und wird durch die schutzwürdigen Belange nicht gefor-
dert, eine für das Durchleiten schon vorhandene Anlage zunächst von dem Grundstück
zu entfernen, um sodann in einer neuerlichen Planungsphase darüber zu entscheiden, ob
die Anlage mit dem Mittel einer Duldungsverfügung erneut und ggf. sofort in das Grund-
stück eingebracht, also der frühere Zustand wieder hergestellt werden darf (OVG NW,
Urt. v. 09.11.2006 – 20 A 2136/05 –, juris, RdNr. 31). Der Kläger legt nicht dar, aus wel-
chen Gründen diese Rechtsprechung unzutreffend sein soll. Zwar hatte in dem vom OVG
NW entschiedenen Fall der Voreigentümer des betroffenen Grundstücks – anders als hier
– vertraglich gestattet, die Leitung zu verlegen. Aber auch in den Fällen, in denen im
Zeitpunkt der Verlegung der Leitung kein Einverständnis des Voreigentümers vorgelegen
hat, ist eine nachträgliche Legalisierung des rechtswidrigen Zustandes zulässig. Auch in
diesen Fällen ist es sachgerecht, dass unter den Voraussetzungen des § 93 i.V.m. § 92
Satz 2 WHG nachträglich eine Duldungsanordnung erlassen werden kann. Auch hier
kann der Grundstückseigentümer nicht fordern, eine für das Durchleiten schon vorhan-
dene Anlage zunächst von seinem Grundstück zu entfernen, wenn feststeht, dass die An-
lage mit dem Mittel einer Duldungsverfügung erneut in das Grundstück eingebracht wer-
den darf. Auch dem Beschluss des Bundesverwaltungsgerichts vom 16.02.2007 (a.a.O.)
lässt sich nicht entnehmen, dass die Möglichkeit, nachträglich eine Duldungsverfügung
zu erlassen, nur in den Fällen möglich sein soll, in denen Leitungen – etwa aufgrund ei-
ner schuldrechtlichen Gestattung – zunächst rechtmäßigerweise verlegt wurden und erst
nachträglich ein rechtswidriger Zustand entstanden ist. Das Bundesverwaltungsgericht
hat in dieser Entscheidung lediglich betont, dass die Aussage, eine Duldungsverfügung
könne auch nachträglich zur Legalisierung eines formell rechtswidrigen Zustandes erlas-
sen werden, in diesen Fällen „umso mehr“ gelte.

11 Eine andere Beurteilung folgt auch nicht aus der vom Kläger zitierten Entscheidung des
Bayerischen Verwaltungsgerichtshofs (BayVGH, Beschl. v. 07.08.2006 – 4 ZB 05.1984
– BayVBl 2007, 309). Streitgegenstand jenes Verfahrens war ein Anspruch des Grund-
stückseigentümers gegen die (abwasserbeseitigungspflichtige) Gemeinde auf Entfer-
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zu entfernen, um sodann in einer neuerlichen Planungsphase darüber zu entscheiden, ob

die Anlage mit dem Mittel einer Duldungsverfügung erneut und ggf. sofort in das Grundstück

eingebracht, also der frühere Zustand wieder hergestellt werden darf 

pankrath
Hervorheben
Aber auch in den Fällen, in denen im

Zeitpunkt der Verlegung der Leitung kein Einverständnis des Voreigentümers vorgelegen

hat, ist eine nachträgliche Legalisierung des rechtswidrigen Zustandes zulässig. 
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nung eines von ihr ohne Zustimmung des Grundstückseigentümers und ohne Duldungs-
verfügung neu verlegten Entwässerungskanals. In dieser Entscheidung hat der BayVGH
klargestellt, dass die Gemeinde vor der Neuverlegung des Kanals durch Privatgrund
ohne Zustimmung der betroffenen Eigentümer eine Duldungsanordnung zur Konkreti-
sierung der abstrakt-generellen Voraussetzungen der Befugnisnorm sowie als Vollstre-
ckungsgrundlage benötige. In dem Verwaltungsverfahren seien Varianten der Kanalfüh-
rung – ggf. unter Hinzuziehung fremden technischen Sachverstands – zu untersuchen. In
dem Duldungsbescheid habe die Gemeinde konkret zu belegen, dass sie zwingend dar-
auf angewiesen sei, Privatgrund in Anspruch zu nehmen. Führe sie das Vorhaben ohne
eine solche Duldungsanordnung aus, handele sie rechtswidrig. Aus dieser Entscheidung
folgt indes nicht, dass eine nachträgliche Duldungsanordnung zur Legalisierung eines
bereits vorhandenen rechtswidrigen Zustandes ausgeschlossen ist.

12 4. Nicht stichhaltig ist auch der Einwand des Klägers, die vom Verwaltungsgericht her-
angezogenen fehlerhaften Vergleichsberechnungen seien erst viele Jahre nach der Ent-
scheidungsfindung erstellt worden. Die Vorinstanz hat hierzu in Übereinstimmung mit
bereits vorliegender Rechtsprechung ausgeführt, dass für die Beurteilung der Rechtmä-
ßigkeit einer solchen nachträglichen Bestellung eines Zwangsrechts darauf abzustel-
len sei, ob bei einer fiktiven Neuverlegung auf der bisherigen Trasse zum Zeitpunkt der
behördlichen Entscheidung die Anordnung eines Zwangsrechts statthaft wäre. Der Ver-
gleich der Kosten, die bei einer fiktiven Neuverlegung der zu duldenden Leitung entste-
hen, vermeidet, dass die Duldungspflicht maßgeblich wegen des tatsächlichen Vorhan-
denseins der Einrichtungen entstehen kann (vgl. OVG NW, Urt. v. 09.11.2006, a.a.O. Rd-
Nr. 49). Auch diese Rechtsprechung hat der Kläger nicht substantiiert in Frage gestellt.
Nicht nachzuvollziehen vermag der Senat die Argumentation des Klägers, nur durch ei-
nen Vergleich der Kosten, die im Jahr 1995/96 entstanden wären, werde die Erkenntnis
berücksichtigt, dass die Kosten der bereits vorgenommenen Kanalverlegung unberück-
sichtigt zu bleiben haben. Auch und gerade wenn die Kosten für die Kanalherstellung im
Zeitpunkt der nachträglich ergangenen Duldungsanordnung zugrunde gelegt werden,
können die Kosten für den bereits verlegten Kanal und für dessen Beseitigung unberück-
sichtigt bleiben.

13 B. Die Kostenentscheidung folgt aus §§ 154 Abs. 2, 162 Abs. 3 VwGO. Es entspricht der
Billigkeit im Sinne von § 162 Abs. 3 VwGO, die außergerichtlichen Kosten des Beigelade-
nen für erstattungsfähig zu erklären, da er auch im Zulassungsverfahren einen Sachan-
trag gestellt und sich so dem Kostenrisiko des § 154 Abs. 3 VwGO ausgesetzt hat.

14 C. Die Streitwertfestsetzung beruht auf den §§ 47, 52 Abs. 1 GKG. Die sich aus dem An-
trag des Klägers für ihn ergebende Bedeutung der Sache bemisst der Senat nach dem
Wert der Belastung, die nach dem vom Kläger im Verwaltungsverfahren vorgelegten
Sachverständigengutachten vom 18.01.2006 bei Bestellung eines Leitungsrechts etwa
10.000,00 € beträgt.

 
 





Nr. 250 
E-Rechnung; 
Handreichung des Deutschen Landkreistages zur Vorbereitung der elektronischen Rech-

nungsverarbeitung in der Kommunalverwaltung (Teil 2)  

 

Wir kommen zurück auf unseren KNSA-Beitrag Nr. 150/2017 vom 18.04.2007, mit dem wir über 

Teil 1 der Handreichung des Deutschen Landkreistages zur Vorbereitung der elektronischen Rech-

nungsverarbeitung in der Kommunalverwaltung berichtet hatten. Der Teil 1 enthielt Hinweise sowie 

Ausführungen über Grundlagen und Vorteile an der elektronischen Rechnungsverarbeitung. Die vom 

Deutschen Landkreistag (DLT) eingesetzte Arbeitsgruppe hat nunmehr in einem zweiten Teil eine 

Einführungsstrategie sowie die erforderlichen Umsetzungsschritte anhand eines Projektmanagements 

Schritt für Schritt herausgearbeitet. Praxisbeispiele vervollständigen die Handreichung und bieten 

den Praktikern vor Ort, die sich mit der Einführung der elektronischen Rechnungsbearbeitung befas-

sen, wertvolle Hinweise und Praxistipps für die individuelle Umsetzung ihres Projektes vor Ort.  

 

Wegen der weiteren Einzelheiten nehmen wir auf die DLT-Handreichung (Teil 2) Bezug, welche auf 

den Seiten des Deutschen Landkreistages unter folgendem Link zum Download bereitsteht: 

 

https://www.landkreistag.de/publikationen.html 

 

Die Handreichung steht dort als Band Nr. 134 (PDF-Datei) zum Download zur Verfügung. Auch auf 

den ersten Teil der Handreichung, über welchen wir mit o. g. KNSA-Beitrag berichtet hatten, haben 

Sie unter Band Nr. 128 (PDF-Datei) unter diesem Pfad Zugriff.  

 

KNSA 250/2018 vom 20.06.2018 pa-ri 
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